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Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

zur Änderung der Bayerischen Bauordnung, des Baukammerngesetzes 
und des Denkmalschutzgesetzes 

A) Problem 

Am 12. Dezember 2006 wurde die Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Dienstleistungen im Binnenmarkt erlassen, 
die neben Regelungen zur Dienstleistungsfreiheit und Niederlassungsfreiheit 
auch zahlreiche Vorgaben zum Verfahren enthält. Die Richtlinie ist von den 
Mitgliedstaaten bis zum 28. Dezember 2009 in nationales Recht umzusetzen. 
Auch die Bayerische Bauordnung (BayBO) und das Gesetz über die Bayeri-
sche Architektenkammer und die Bayerische Ingenieurekammer-Bau (Bau-
KaG) sind von den Regelungen der Richtlinie 2006/123/EG betroffen. 

 

B) Lösung 

Die BayBO und das BauKaG werden an die Vorgaben der Richtlinie 
2006/123/EG angepasst. Bei dieser Gelegenheit werden auch einige redakti-
onelle Änderungen bzw. Klarstellungen in diesen beiden Gesetzen vorge-
nommen. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

Staat und Kommunen 

Dem Freistaat und den kommunalen Gebietskörperschaften entstehen durch 
dieses Gesetz keine neuen Kosten. Insbesondere ist mit der Änderung des 
Art. 63 BayBO, wonach auch Abweichung unmittelbar aufgrund der Bau-
NVO in den Anwendungsbereich dieser Vorschrift fallen, grundsätzlich kei-
ne Aufgabenmehrung verbunden, da Art. 63 BayBO auf derartige Ausnah-
men bisher analog angewendet wurde. Zudem können Gemeinden insoweit 
für Ausnahmen Gebühren erheben; das Kostenverzeichnis wird an die Um-
formulierung des Art. 63 BayBO angepasst werden. 

 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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Wirtschaft und Bürger 

1.1 Kammern 

Gemäß Art. 61 Abs. 5 bis 7 BayBO-Entwurf hat die Bayerische Ingeni-
eurekammer-Bau bei einem Antrag auf Eintragung in die Liste der bau-
vorlageberechtigten Ingenieure eine Eingangsbestätigung zu erteilen, ein 
Verzeichnis der bauvorlageberechtigten Personen aus anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Union zu führen und diesen auf Antrag zu be-
scheinigen, dass der erforderliche Hochschulabschluss und die Berufser-
fahrung gegeben sind. Diese Regelungen setzen die Richtlinie 
2006/123/EG um. Die hierfür entstehenden Kosten können nicht näher 
beziffert werden, sie werden aber grundsätzlich durch die Möglichkeit 
der Gebührenerhebung kompensiert. 

1.2 Unternehmen 

Die den Unternehmen durch die Informationspflichten des Gesetzes ent-
stehenden Kosten wurden nach dem Standardkostenmodell geschätzt. 

1. Das Gesetz enthält folgende neue Informationspflichten für Unter-
nehmer: 

a) BayBO: 

Art. 61 Abs. 5: Beibringung von Nachweisen und Unterlagen im 
Rahmen des Antrags auf Eintragung in die Liste 
der bauvorlageberechtigten Ingenieure 

Art. 61 Abs. 6 (auch i.V.m. Abs. 3 Satz 3 und Art. 62 Abs. 2 
Satz 5): Beibringung von Bescheinigungen und 
Nachweisen für die Anzeige des erstmaligen Tä-
tigwerdens durch vergleichbare Personen aus an-
deren Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

Art. 61 Abs. 7 (auch i.V.m. Abs. 3 Satz 3 und Art. 62 Abs. 2 
Satz 5): Beibringung von Unterlagen im Rahmen 
des Antrags auf Erteilung einer Bescheinigung 
über den erforderlichen Hochschulabschluss und 
die Berufserfahrung durch sonstige Personen aus 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

b) BauKaG: 

Art. 24 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4: Pflicht, Dienstleistungsempfängern  
Informationen und Kontaktdaten zur Verfügung 
zu stellen  

Diese Informationspflichten setzen die Richtlinie 2006/123/EG um. 
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2. Laut Auskunft der Bayerischen Architektenkammer und der Bayeri-
schen Ingenieurekammer-Bau sowie nach allgemeinen Erfahrungs-
werten ist davon auszugehen, dass pro Jahr in etwa folgende Fallzah-
len auftreten werden: 

 

Vorschrift Fallzahl/Jahr 
Art. 61 Abs. 5 BayBO 228 
Art. 61 Abs. 6 und 7 BayBO 10 
Art. 24 BauKaG 800 

 

3. Nach Auskunft der Bayerischen Architektenkammer und der Bayeri-
schen Ingenieurekammer-Bau bzw. der Cash-Tabelle (s. Methoden-
handbuch der Bundesregierung) ist davon auszugehen, dass die Aus-
künfte folgende Zeit in Anspruch nehmen werden: 

 

Vorschrift Minuten 
Art. 61 Abs. 5 BayBO 60 
Art. 61 Abs. 6 und 7 BayBO 10 
Art. 24 BauKaG 25 

 

4. Ausgehend von einem durchschnittlichen Stundensatz von 60 Euro, 
der auf Auskünften der Kammern sowie auf eigenen Erfahrungswer-
ten der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des 
Innern beruht, entstehen damit folgende jährliche Kosten: 

 

Vorschrift Kosten/Jahr 
Art. 61 Abs. 5 BayBO 13.680 
Art. 61 Abs. 6 und 7 BayBO 100 
Art. 24 BauKaG 20.000 
Summe 33.780 

 

Insgesamt entstehen den bayerischen Unternehmen somit geschätzte Kosten 
von rund 34.000 Euro pro Jahr.   
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Gesetzentwurf 
zur Änderung der Bayerischen Bauordnung, des Bau-
kammerngesetzes und des Denkmalschutzgesetzes1)

 

§ 1 
Änderung der Bayerischen Bauordnung 

Die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl S. 588, 
BayRS 2132-1-I), geändert durch § 7 des Gesetzes vom 
22. Juli 2008 (GVBl S. 479), wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift des Gesetzes wird der Fußnotenhin-
weis „1)“ gestrichen; der entsprechende Text wird auf-
gehoben. 

2. In der Inhaltsübersicht erhält die Überschrift zu Art. 41 
folgende Fassung: 

„Nicht durch Sammelkanalisation erschlossene  
Anwesen“ 

3. Art. 2 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 8 werden nach dem Wort „Gastplätzen“ die 
Worte „in Gebäuden“ eingefügt. 

b) In Nr. 15 werden nach dem Wort „bedürfen“ ein 
Komma und die Worte „sowie Fahrgeschäfte, die 
keine fliegenden Bauten und nicht verfahrensfrei 
sind“ eingefügt. 

4. In Art. 4 Abs. 2 werden die Worte „ist im Geltungsbe-
reich“ durch die Worte „sind im Geltungsbereich“ er-
setzt. 

5. Art. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Abs. 5 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„4Satz 3 gilt entsprechend, wenn sich einheitlich 
abweichende Abstandsflächentiefen aus der umge-
benden Bebauung im Sinn des § 34 Abs. 1 Satz 1 
BauGB ergeben.“ 

b) Abs. 8 wird wie folgt geändert: 

aa) Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Vor dem Wort „Vorbauten“ wird das 
Wort „untergeordnete“ eingefügt. 

                                         
1) §§ 1 und 2 dieses Gesetzes dienen der Umsetzung der Richtli-

nie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnen-
markt (ABl L 376 S. 36). 

bbb) Buchst. a erhält folgende Fassung: 

„a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel 
der Breite der Außenwand des jeweili-
gen Gebäudes, höchstens jedoch insge-
samt 5 m, in Anspruch nehmen,“ 

bb) Der Schlusspunkt wird durch ein Komma er-
setzt. 

cc) Es wird folgende Nr. 3 angefügt: 

„3. untergeordnete Dachgauben, wenn  
a) sie insgesamt nicht mehr als ein Drittel 

der Breite der Außenwand des jeweili-
gen Gebäudes, höchstens jedoch insge-
samt 5 m, in Anspruch nehmen und 

b) ihre Ansichtsfläche jeweils nicht mehr 
als 4 m² beträgt und eine Höhe von 
nicht mehr als 2,5 m aufweist.“ 

c) In Abs. 9 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „Gesamt-
länge der Grundstücksgrenze“ durch die Worte 
„Länge der Grundstücksgrenze“ ersetzt. 

6. Art. 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Person, Stelle 
oder Überwachungsgemeinschaft“ durch die Worte 
„natürliche oder juristische Person“ ersetzt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Person, Stelle, 
Überwachungsgemeinschaft“ jeweils durch die 
Worte „natürliche oder juristische Person“ er-
setzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „Personen, Stellen, 
Überwachungsgemeinschaften“ durch die Wor-
te „natürlichen oder juristischen Personen“ er-
setzt. 

7. Die Überschrift des Art. 41 erhält folgende Fassung: 

„Nicht durch Sammelkanalisation erschlossene  
Anwesen“ 

8. Art. 48 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„²Die Verpflichtung nach Satz 1 kann auch 
durch barrierefrei erreichbare Wohnungen in 
mehreren Geschossen erfüllt werden.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 
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b) In Abs. 4 Satz 10 wird der Schlusspunkt durch ei-
nen Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt: 
„es genügt ein Fahrkorb zur Aufnahme eines Roll-
stuhls.“ 

c) Abs. 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Die Abs. 1 bis 4 gelten nicht, soweit die Anforde-
rungen wegen schwieriger Geländeverhältnisse, 
wegen ungünstiger vorhandener Bebauung oder im 
Hinblick auf die Sicherheit der Menschen mit Be-
hinderung oder alten Menschen oder bei Anlagen 
nach Abs. 1 auch wegen des Einbaus eines sonst 
nicht erforderlichen Aufzugs nur mit einem unver-
hältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden kön-
nen.“ 

9. In Art. 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte „im 
Geltungsbereich“ durch die Worte „einschließlich ihrer 
jeweiligen Nebengebäude und Nebenanlagen im Gel-
tungsbereich“ ersetzt. 

10. In Art. 56 Satz 2 werden nach den Worten „keiner 
Baugenehmigung“ ein Komma und das Wort „Abwei-
chung“ eingefügt. 

11. Art. 57 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Buchst. b wird gestrichen. 

bbb) Der bisherige  Buchst. c wird Buchst. b. 

bb) Es wird folgende neue Nr. 3 eingefügt: 

„3. folgende Energiegewinnungsanlagen: 
a) Solarenergieanlagen und Sonnenkol-

lektoren  
aa) in und an Dach- und Außenwand-

flächen sowie auf Flachdächern, 
im Übrigen mit einer Fläche bis 
zu 9 m², 

bb) gebäudeunabhängig mit einer Hö-
he bis zu 3 m und einer Gesamt-
länge bis zu 9 m, 

b) Kleinwindkraftanlagen mit einer Höhe 
bis zu 10 m,“ 

cc) Die bisherigen Nrn. 3 bis 12 werden Nrn. 4 bis 
13. 

dd) Nach Nr. 13 (neu) wird folgende neue Nr. 14 
eingefügt: 

„14. Fahrgeschäfte mit einer Höhe bis zu 5 m, 
die für Kinder betrieben werden und eine 
Geschwindigkeit von höchstens 1 m/s ha-
ben,“ 

ee) Die bisherigen Nrn. 13 und 14 werden Nrn. 15 
und 16. 

b) Abs. 2 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Werbeanlagen mit einer Höhe bis zu 10 m,“ 

c) In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „Sonderbauten“ 
durch die Worte „Gebäude, die Sonderbauten sind“ 
ersetzt. 

d) In Abs. 5 Satz 3 werden die Worte „Satz 1 Halb-
satz 1 und Satz 2“ durch die Worte „Satz 1 erster 
Spiegelstrich und Satz 3“ ersetzt. 

12. In Art. 60 Satz 1 werden die Worte „genehmigungsbe-
dürftigen baulichen Anlagen, die nicht unter Art. 59 
fallen,“ durch das Wort „Sonderbauten“ ersetzt. 

13. Art. 61 erhält folgende Fassung: 

„Art. 61 
Bauvorlageberechtigung 

(1) Bauvorlagen für die nicht verfahrensfreie Errich-
tung und Änderung von Gebäuden müssen von einem 
Entwurfsverfasser unterschrieben sein, der bauvorlage-
berechtigt ist. 

(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer 
1. die Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Archi-

tekt“ führen darf, 
2. in die von der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau 

geführte Liste der bauvorlageberechtigten Ingeni-
eure eingetragen ist; Eintragungen anderer Länder 
gelten auch im Freistaat Bayern. 

(3) 1Bauvorlageberechtigt sind ferner die Angehörigen 
der Fachrichtungen Architektur, Hochbau oder Bauin-
genieurwesen, die nach dem Ingenieurgesetz die Be-
rufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ führen 
dürfen, sowie die staatlich geprüften Techniker der 
Fachrichtung Bautechnik und die Handwerksmeister 
des Maurer- und Betonbauer- sowie des Zimmererfachs 
für 
1. freistehende oder nur einseitig angebaute oder an-

baubare Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 
mit nicht mehr als drei Wohnungen, 

2. eingeschossige gewerblich genutzte Gebäude mit 
freien Stützweiten von nicht mehr als 12 m und 
nicht mehr als 250 m², 

3. land- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebäude, 
4. Kleingaragen im Sinn der Rechtsverordnung nach 

Art. 80 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 
5. einfache Änderungen von sonstigen Gebäuden. 
²Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder eines nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staates 
sind im Sinn des Satzes 1 bauvorlageberechtigt, wenn 
sie eine vergleichbare Berechtigung besitzen und dafür 
den staatlich geprüften Technikern der Fachrichtung 
Bautechnik oder den Handwerksmeistern des Maurer- 
und Betonbauer- sowie des Zimmererfachs vergleich-
bare Anforderungen erfüllen mussten. ³Abs. 6 bis 8 gel-
ten entsprechend.  
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(4) Bauvorlageberechtigt ist ferner, wer 
1. unter Beschränkung auf sein Fachgebiet Bauvorla-

gen aufstellt, die üblicherweise von Fachkräften 
mit einer anderen Ausbildung als sie die in Abs. 2 
genannten Personen haben, aufgestellt werden, 

2. die Befähigung zum höheren oder gehobenen bau-
technischen Verwaltungsdienst besitzt, für seine 
Tätigkeit für seinen Dienstherrn, 

3. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss 
eines Studiums der Fachrichtung Architektur, 
Hochbau (Art. 49 Abs. 1 der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 7. September 2005 über die Anerken-
nung von Berufsqualifikationen, ABl L 255 S. 22, 
zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 
1137/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. Oktober 2008, ABl L 311 S. 1) oder 
Bauingenieurwesen nachweist, danach mindestens 
zwei Jahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung 
von Gebäuden praktisch tätig gewesen ist und Be-
dienstete oder Bediensteter einer juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts ist, für die dienstliche 
Tätigkeit, 

4. die Berufsbezeichnung „Innenarchitektin“ oder 
„Innenarchitekt“ führen darf, für die mit der Be-
rufsaufgabe verbundenen baulichen Änderungen 
von Gebäuden, 

5. Ingenieurin oder Ingenieur der Fachrichtung In-
nenausbau ist und eine praktische Tätigkeit in die-
ser Fachrichtung von mindestens zwei Jahren aus-
geübt hat, für die Planung von Innenräumen und 
die damit verbundenen baulichen Änderungen von 
Gebäuden; Abs. 3 Sätze 2 und 3 gelten entspre-
chend, 

6. einen Studiengang der Fachrichtung Holzbau und 
Ausbau, den das Staatsministerium des Innern als 
gleichwertig mit einer Ausbildung nach Abs. 3 ein-
schließlich der Anforderungen auf Grund der 
Rechtsverordnung nach Art. 80 Abs. 3 anerkannt 
hat, erfolgreich abgeschlossen hat, für die Bauvor-
haben nach Abs. 3, sofern sie in Holzbauweise er-
richtet werden; Abs. 3 Sätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend. 

(5) 1In die Liste der bauvorlageberechtigten Ingenieure 
nach Abs. 2 Nr. 2 ist auf Antrag von der Bayerischen 
Ingenieurekammer-Bau einzutragen, wer 
1. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss 

eines Studiums der Fachrichtung Hochbau (Art. 49 
Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG) oder des Bauin-
genieurwesens nachweist und 

2. danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der 
Entwurfsplanung von Gebäuden praktisch tätig 
gewesen ist. 

²Art. 6 des Baukammerngesetzes (BauKaG) gilt ent-
sprechend. ³Dem Antrag sind die zur Beurteilung er-
forderlichen Unterlagen beizufügen. 4Die Bayerische 

Ingenieurekammer-Bau bestätigt unverzüglich den Ein-
gang der Unterlagen und teilt gegebenenfalls mit, wel-
che Unterlagen fehlen. 5Die Eingangsbestätigung muss 
folgende Angaben enthalten: 
1. die in Satz 6 genannte Frist, 
2. die verfügbaren Rechtsbehelfe, 
3. die Erklärung, dass der Antrag als genehmigt gilt, 

wenn über ihn nicht rechtzeitig entschieden wird 
und 

4. im Fall der Nachforderung von Unterlagen die Mit-
teilung, dass die Frist nach Satz 6 erst beginnt, 
wenn die Unterlagen vollständig sind. 

6Über den Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach 
Vorlage der vollständigen Unterlagen zu entscheiden; 
die Bayerische Ingenieurekammer-Bau kann die Frist 
gegenüber dem Antragsteller einmal um bis zu zwei 
Monate verlängern, wenn dies durch die Komplexität 
der Angelegenheit gerechtfertigt ist. 7Die Fristverlänge-
rung und deren Ende sind ausreichend zu begründen 
und dem Antragsteller vor Ablauf der ursprünglichen 
Frist mitzuteilen. 8Der Antrag gilt als genehmigt, wenn 
über ihn nicht innerhalb der nach Satz 6 maßgeblichen 
Frist entschieden worden ist. 

(6) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staat als 
Bauvorlageberechtigte niedergelassen sind, sind ohne 
Eintragung in die Liste nach Abs. 2 Nr. 2 bauvorlage-
berechtigt, wenn sie 
1. eine vergleichbare Berechtigung besitzen und  
2. dafür dem Abs. 5 Satz 1 Nrn. 1 und 2 vergleichbare 

Anforderungen erfüllen mussten.  
2Sie haben das erstmalige Tätigwerden als Bauvorlage-
berechtigter vorher der Bayerischen Ingenieurekam-
mer-Bau anzuzeigen und dabei  
1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in einem Mit-

gliedstaat der Europäischen Union oder einem nach 
dem Recht der Europäischen Gemeinschaft gleich-
gestellten Staat rechtmäßig als Bauvorlageberech-
tigte niedergelassen sind und ihnen die Ausübung 
dieser Tätigkeiten zum Zeitpunkt der Vorlage der 
Bescheinigung nicht, auch nicht vorübergehend, 
untersagt ist, und  

2. einen Nachweis darüber, dass sie im Staat ihrer 
Niederlassung für die Tätigkeit als Bauvorlagebe-
rechtigter mindestens die Voraussetzungen des 
Abs. 6 Satz 1 Nrn. 1 und 2 erfüllen mussten, 

vorzulegen; sie sind in einem Verzeichnis zu führen. 
3Die Bayerische Ingenieurekammer-Bau hat auf Antrag 
des Bauvorlageberechtigten zu bestätigen, dass die An-
zeige nach Satz 2 erfolgt ist; sie kann das Tätigwerden 
als Bauvorlageberechtigter untersagen und die Eintra-
gung in dem Verzeichnis nach Satz 2 löschen, wenn die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt sind. 
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(7) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staat als 
Bauvorlageberechtigte niedergelassen sind, ohne dass 
die Voraussetzung für die Vergleichbarkeit im Sinn des 
Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 erfüllt ist, sind bauvorlageberech-
tigt, wenn ihnen die Bayerische Ingenieurekammer-Bau 
bescheinigt hat, dass sie die Anforderungen des Abs. 5 
Satz 1 Nrn. 1 und 2 tatsächlich erfüllen; sie sind in ei-
nem Verzeichnis zu führen. 2Die Bescheinigung wird 
auf Antrag erteilt. 3Abs. 5 Sätze 3 bis 8 sind entspre-
chend anzuwenden. 

(8) Anzeigen und Bescheinigungen nach den Abs. 6 
und 7 sind nicht erforderlich, wenn bereits in einem an-
deren Land eine Anzeige erfolgt ist oder eine Beschei-
nigung erteilt wurde; eine weitere Eintragung in die 
von der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau geführten 
Verzeichnisse erfolgt nicht.  

(9) 1Unternehmen dürfen Bauvorlagen als Entwurfsver-
fasser unterschreiben, wenn sie diese unter der Leitung 
eines Bauvorlageberechtigten nach den Abs. 2 bis 4, 6 
und 7 aufstellen. 2Auf den Bauvorlagen ist der Name 
des Bauvorlageberechtigten anzugeben. 

(10) Für Bauvorlageberechtigte, die weder Mitglied der 
Bayerischen Architektenkammer noch der Bayerischen 
Ingenieurekammer-Bau sind, gilt Art. 24 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 4 BauKaG entsprechend.“ 

14. Art. 62 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„³Art. 61 Abs. 10 ist anzuwenden.“ 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) 1Der Standsicherheitsnachweis muss bei 
1. Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Ge-

bäude sind, erstellt sein von 
─ Personen mit einem berufsqualifizierenden 

Hochschulabschluss eines Studiums der 
Fachrichtung Architektur, Hochbau (Art. 49 
Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG) oder des 
Bauingenieurwesens mit einer mindestens 
dreijährigen Berufserfahrung in der Trag-
werksplanung; sie dürfen auch bei anderen 
Bauvorhaben den Standsicherheitsnachweis 
erstellen, 

─ im Rahmen ihrer Bauvorlageberechtigung 
von staatlich geprüften Technikern der 
Fachrichtung Bautechnik und Handwerks-
meistern des Maurer- und Betonbauer- so-
wie des Zimmererfachs (Art. 61 Abs. 3), 
wenn sie mindestens drei Jahre zusammen-
hängende Berufserfahrung nachweisen und 
die durch Rechtsverordnung gemäß Art. 80 
Abs. 3 näher bestimmte Zusatzqualifikation 
besitzen,  

─ im Rahmen ihrer Bauvorlageberechtigung 
Bauvorlageberechtigten nach Art. 61 Abs. 4 
Nr. 6.  

2Der Brandschutznachweis muss bei Gebäuden der 
Gebäudeklasse 4, ausgenommen Sonderbauten so-
wie Mittel- und Großgaragen im Sinn der Rechts-
verordnung nach Art. 80 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, er-
stellt sein von 
1. für das Bauvorhaben Bauvorlageberechtigten, 

die die erforderlichen Kenntnisse des Brand-
schutzes nachgewiesen haben,  

2. Prüfsachverständigen für Brandschutz als 
Brandschutzplaner; sie dürfen auch bei ande-
ren Bauvorhaben den Brandschutznachweis 
erstellen. 

3Tragwerksplaner nach Satz 1 erster Spiegelstrich 
und Brandschutzplaner nach Satz 2 Nr. 1 müssen 
unter Beachtung des Art. 61 Abs. 5 Sätze 3 bis 8 in 
einer von der Bayerischen Architektenkammer 
oder der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau zu 
führenden Liste eingetragen sein, für die Art. 6 
BauKaG entsprechend gilt; Eintragungen anderer 
Länder gelten auch im Freistaat Bayern. 4Für Per-
sonen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder einem nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staat 
zur Erstellung von Standsicherheits- oder Brand-
schutznachweisen niedergelassen sind, gelten 
Art. 61 Abs. 6 bis 8 mit der Maßgabe entspre-
chend, dass die Anzeige bzw. der Antrag auf Ertei-
lung einer Bescheinigung bei der nach Satz 3 zu-
ständigen Stelle einzureichen ist.“ 

c) In Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 wird das Wort „Fläche“ ge-
strichen. 

15. Art. 63 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „nach § 31 BauGB“ 
und die Worte „über die zulässige Art der bauli-
chen Nutzung nach § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 
BauGB“ gestrichen. 

b) In Satz 2 wird der Schlusspunkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt: 

„bei Bauvorhaben, die einer Genehmigung bedür-
fen, ist der Abweichungsantrag mit dem Bauantrag 
zu stellen.“ 

16. Art. 64 Abs. 4 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

17. In Art. 65 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Bauge-
nehmigungsverfahrens“ das Wort „schriftlich“ einge-
fügt. 
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18. Art. 66 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „an Stelle der Nachbarbeteiligung nach 
Abs. 1 Sätze 1 bis 5“ werden gestrichen. 

b) Der Schlusspunkt wird durch einen Strichpunkt er-
setzt. 

c) Es wird folgender Halbsatz angefügt: 
„verfährt die Bauaufsichtsbehörde nach Halbsatz 1, 
finden Abs. 1 und 3 keine Anwendung.“ 

19. Art. 72 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

20. Art. 73 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „Genehmigungsfreistellung“ 
werden ein Komma und das Wort „Anzeige“ 
sowie nach dem Wort „Art.“ die Worte „ 57 
Abs. 5, Art.“ eingefügt.  

bb) In Nr. 1 wird nach dem Wort „übertragen“ das 
Wort „sind“ eingefügt. 

b) In Abs. 5 Satz 1 werden nach dem Wort „ist“ die 
Worte „und diesen Bediensteten die Leitung der 
Entwurfsarbeiten und die Bauüberwachung über-
tragen sind“ eingefügt. 

21. Art. 77 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Die Bauaufsichtsbehörde sowie nach Maß-
gabe der Rechtsverordnung gemäß Art. 80 
Abs. 2 der Prüfingenieur, das Prüfamt oder der 
Prüfsachverständige überwachen die Bauaus-
führung bei baulichen Anlagen.“ 

bb) In Satz 2 werden die Worte „Abs. 2 Satz 3“ 
durch die Worte „Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

b) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„(3) 1Bei Bauvorhaben im Sinn des Art. 62 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 2 ist der Ersteller des Standsicherheits-
nachweises nach Art. 62 Abs. 2 Satz 1 auch für die 
Einhaltung der bauaufsichtlichen Anforderungen 
an die Standsicherheit bei der Bauausführung ver-
antwortlich; benennt der Bauherr der Bauaufsichts-
behörde einen anderen Tragwerksplaner im Sinn 
des Art. 62 Abs. 2 Satz 1, ist dieser verantwortlich. 
2Ein verantwortlicher Tragwerksplaner im Sinn des 
Satzes 1 ist nicht erforderlich bei land- oder forst-
wirtschaftlichen Betriebsgebäuden und gewerbli-
chen Lagergebäuden mit freien Stützweiten von 
nicht mehr als 12 m und 
1. nicht mehr als 500 m² oder 
2. nicht mehr als 1600 m², wenn sie statisch ein-

fach sind.“ 

22. Art. 79 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende neue Nr. 2 eingefügt: 

„2. vorsätzlich unrichtige Angaben in dem Krite-
rienkatalog nach Art. 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
macht,“ 

b) Die bisherigen Nrn. 2 und 3 werden Nrn. 3 und 4. 

23. In Art. 82 werden die Worte „bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2008“ gestrichen. 

 

§ 2 
Änderung des Baukammerngesetzes 

Das Gesetz über die Bayerische Architektenkammer und 
die Bayerische Ingenieurekammer-Bau (Baukammernge-
setz – BauKaG) vom 9. Mai 2007 (GVBl S. 308, BayRS 
2133-1-I) wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift des Gesetzes wird der Fußnotenhin-
weis „1)“ gestrichen; der entsprechende Text wird auf-
gehoben. 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Art. 34 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Art. 35 wird Art. 34. 

3. Art. 18 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender Satz 1 eingefügt: 

„1Satzungen nach Abs. 2 bedürfen keiner Geneh-
migung.“ 

b) Der bisherige Wortlaut wird Satz 2. 

4. Art. 21 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

b) Es werden folgende Sätze 2 bis 4 angefügt: 

„²Die Mitglieder der Schlichtungsausschüsse wer-
den vom Vorstand der jeweiligen Kammer für des-
sen Amtsdauer bestellt. ³Sofern nach einer Neu-
wahl des Vorstands die Mitglieder des neuen 
Schlichtungsausschusses noch nicht bestellt wor-
den sind, wird bis zur Bestellung der bisherige 
Schlichtungsausschuss tätig, soweit und solang 
dies erforderlich ist. 4Die Mitglieder sind ehren-
amtlich tätig.“ 

5. Art. 22 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) 1Die Mitglieder der Eintragungsausschüsse werden 
vom Vorstand der jeweiligen Kammer für dessen 
Amtsdauer bestellt. ²Sofern nach einer Neuwahl des 
Vorstands die Mitglieder des neuen Eintragungsaus-
schusses noch nicht bestellt worden sind, wird bis zur 
Bestellung der bisherige Eintragungsausschuss tätig, 
soweit und solang dies erforderlich ist. ³Die Mitglieder 
sind ehrenamtlich tätig.“ 
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6. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der Schlusspunkt wird durch ein Komma ersetzt. 

b) Es wird folgende Nr. 4 angefügt: 

„4. Dienstleistungsempfängern und den zuständi-
gen Behörden Informationen und Kontaktdaten 
gemäß Art. 22, 27 und 28 Abs. 4 der Richtlinie 
2006/123/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
die Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl 
L 376 S. 36) zur Verfügung zu stellen.“ 

7. Art. 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Satz 4“ durch 
die Worte „Satz 3“ ersetzt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 
bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Gegen in das Verzeichnis nach Art. 2 Abs. 3 
Satz 3 eingetragene Architektinnen, Architek-
ten, Innen- und Landschaftsarchitektinnen, In-
nen- und Landschaftsarchitekten sowie Bera-
tende Ingenieurinnen und Beratende Ingenieu-
re, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder eines Vertrags-
staates des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum sind, kann der Vor-
stand die Einleitung eines berufsgerichtlichen 
Verfahrens nur unter Einhaltung des Amtshil-
feverfahrens nach Art. 35 der Richtlinie 
2006/123/EG beantragen und nur, wenn der 
Niederlassungsmitgliedstaat keine bzw. unzu-
reichende Maßnahmen ergriffen hat.“ 

8. Art. 34 wird aufgehoben. 

9. Der bisherige Art. 35 wird Art. 34. 

 
§ 3 

Änderung des Denkmalschutzgesetzes 

Das Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler - 
Denkmalschutzgesetz – DSchG - (BayRS 2242-1-WFK), 
zuletzt geändert durch § 9 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2007 (GVBl S. 958), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 6 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) 1Ist eine Baugenehmigung oder an ihrer Stelle eine 
bauaufsichtliche Zustimmung oder abgrabungsaufsicht-
liche Genehmigung erforderlich, entfällt die Erlaubnis. 
2Ist in den Fällen des Art. 18 Abs. 2 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) keine Baugenehmigung oder 
bauaufsichtliche Zustimmung, jedoch eine durch die 
Denkmaleigenschaft bedingte Abweichung nach 
Art. 63 Abs. 1 Satz 1 BayBO erforderlich, schließt die 
Erlaubnis nach diesem Gesetz die Zustimmung im Ein-
zelfall nach Art. 18 Abs. 2 BayBO und die Abwei-
chung nach Art. 63 Abs. 1 Satz 1 BayBO ein.“ 

2. In Art. 11 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „der Bayeri-
schen Bauordnung (BayBO)“ durch das Wort „BayBO“ 
ersetzt. 

3. Art. 17 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt. 

„2Schließt die Erlaubnis gemäß Art. 6 Abs. 3 Satz 2 
die Zustimmung im Einzelfall nach Art. 18 Abs. 2 
BayBO oder die Abweichung nach Art. 63 Abs. 1 
Satz 1 BayBO ein, werden für die Zustimmung 
oder die Abweichung Kosten nach dem Kostenge-
setz erhoben.“ 

 

 

§ 4 
Inkrafttreten 

 

Dieses Gesetz tritt am ............................................. in Kraft.  

 

 

 

 

Begründung: 

 

I. Allgemeines 

Am 12. Dezember 2006 wurde die Richtlinie 2006/123/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates über Dienstleistungen im 
Binnenmarkt erlassen, die neben Regelungen zur Dienstleistungs- 
und Niederlassungsfreiheit auch zahlreiche Vorgaben zum Verfah-
ren enthält. Die Richtlinie ist von den Mitgliedstaaten bis zum 
28. Dezember 2009 in nationales Recht umzusetzen. Auch die 
Bayerische Bauordnung (BayBO) und das Gesetz über die Bayeri-
sche Architektenkammer und die Bayerische Ingenieurekammer-
Bau (Baukammerngesetz – BauKaG) sind von den Regelungen 
der Richtlinie 2006/123/EG betroffen. 

 

II. Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 

Die BayBO und das BauKaG sind an die Vorgaben der Richtlinie 
2006/123/EG anzupassen. Dabei beschränken sich die vorgeschla-
genen Änderungen auf das Notwendige. 

Regelungen zur Abwicklung des Verfahrens über den einheitli-
chen Ansprechpartner im Sinn von Art. 6 der Richtlinie 
2006/123/EG bzw. über eine sogenannte einheitliche Stelle sind in 
dem Gesetz noch nicht enthalten, da es diese einheitliche Stelle in 
Bayern noch nicht gibt und auch das entsprechende Verfahren erst 
noch im Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) 
verankert werden muss. Sobald dies geschehen ist, werden die 
BayBO und das BauKaG angepasst werden. 

Im Übrigen werden bei dieser Gelegenheit auch einige redaktio-
nelle Änderungen bzw. Klarstellungen in den beiden Gesetzen 
vorgenommen. 
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III. Zu den Vorschriften im Einzelnen 
 
Zu § 1  

(Änderung der Bayerischen Bauordnung) 

Zu Nr. 1 (Fußnote) 

Die Fußnote ist entbehrlich und kann gestrichen werden. Derartige 
Fußnoten sind in Stammnormen unüblich. 
 
Zu Nr. 2 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 7. 
 
Zu Nr. 3 (Art. 2) 

a) Durch diese Ergänzung wird klargestellt, dass regelmäßig nur 
Gaststätten in Gebäuden Sonderbauten im Sinn des Art. 2 
Abs. 4 Nr. 8 sind, da sich bei Gastplätzen im Freien (Biergar-
ten o. ä.) im Brandfall die für Gaststätten in Gebäuden typi-
schen Rettungswegfragen nicht stellen, insbesondere nicht zu 
hinterfragen ist, ob bei der Führung eines zweiten Rettungs-
weges über Rettungsgeräte der Feuerwehr Bedenken wegen 
der Personenrettung bestehen (Art. 31 Abs. 3 Satz 2). Atypi-
schen Sonderfällen, in denen z. B. Fahrgassen für die Feuer-
wehr und Rettungsfahrzeuge freigehalten werden müssen, 
kann – ggf. in Anlehnung an den für Versammlungsstätten im 
Freien geltenden Schwellenwert (Art. 2 Abs. 4 Nr. 7 Buchst. 
b) – im Rahmen des Auffangtatbestands des Art. 2 Abs. 4 
Nr. 18 Rechnung getragen werden. 

b) Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nr. 19: Ortsfeste 
Fahrgeschäfte sind zwar nicht mehr als fliegende Bauten de-
finiert; sie sind aber – sofern sie nicht verfahrensfrei sind 
(vgl. Nr. 11) – aufgrund ihres Gefahrenpotentials weiterhin 
als Sonderbauten einzustufen. 

 
Zu Nr. 4 (Art. 4) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
 
Zu Nr. 5 (Art. 6) 

a) Durch den neuen Satz wird gewährleistet, dass nicht nur 
städtebauliche Satzungen oder örtliche Bauvorschriften nach 
Art. 81 hinsichtlich der Bemessung der Abstandsflächentiefe 
gegenüber Art. 6 Abs. 5 Sätze 1 und 2 Vorrang haben, son-
dern sich ein derartiger Vorrang auch aus der tatsächlich vor-
handenen umgebenden Bebauung im Sinn des § 34 Abs. 1 
Satz 1 BauGB ergeben kann. Erforderlich ist dabei, dass die 
Abstandsflächentiefen der umgebenden Bebauung einheitlich 
sind und die Umgebung prägen; diffuse bzw. unterschiedliche 
Tiefen genügen nicht. Relevant ist dies z. B. für Traufgassen: 
Nach der Rechtsprechung (vgl. BayVGH, U. v. 22.11.2006 
Az. 25 B 05.1714; a. A. König, in: König/Roeser/Stock, 
BauNVO, 2. Aufl. 2003, § 22 RdNr. 23 a. E.; Dirnberger, Das 
Abstandsflächenrecht in Bayern, 2008, RdNr. 66) liegt ein 
Fall des Art. 6 Abs. 1 Satz 3 BayBO (das Gebäude muss oder 
darf nach planungsrechtlichen Vorschriften an die Grenze ge-
baut werden) bei Traufgassen nicht vor, da diese Norm aus-
schließlich den unmittelbaren Anbau an die Grundstücks-
grenze, nicht aber die Verwirklichung geringerer oder unge-
nügender Abstandsflächen wie z. B. bei Traufgassen oder 
„engen Reihen“ regele. Ein generelles Abweichen vom bau-
ordnungsrechtlichen Konzept der Abstandsflächentiefen setze 

eine Satzung gemäß Art. 6 Abs. 5 Satz 3 voraus, in der diese 
Frage im Einklang mit höherrangigem Recht abgewogen 
wurde. Da es aber auch in diesen Fällen sachgerecht ist, wenn 
sich der Bauherr nicht an den Abstandsflächentiefen der 
BayBO, sondern an denjenigen orientieren muss, die in der 
Nachbarschaft bestehen, wurde Abs. 5 entsprechend ergänzt. 
Unzuträgliche Verhältnisse, wie sie die erwähnte Rechtspre-
chung bei einer entsprechenden Anwendung des Art. 6 Abs. 1 
Satz 3 auf die beschriebenen Fallgestaltungen befürchtet, 
können schon deshalb nicht entstehen, weil § 34 Abs. 1 
Satz 2 Halbsatz 1 BauGB die Zulässigkeit auch von Bauvor-
haben, die sich im Sinn des § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB in die 
Eigenart der näheren Umgebung einfügen, dann ausschließt, 
wenn die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse nicht gewahrt bleiben. 

Aber auch für Ersatzbauten kann die Änderung eine Rolle 
spielen: Beseitigte Gebäude prägen nach der Rechtsprechung 
die Eigenart der näheren Umgebung weiterhin bauplanungs-
rechtlich, solange nach der Verkehrsanschauung das Bau-
grundstück für eine Neubebauung im Umfang des beseitigten 
Altbestands aufnahmefähig ist (vgl. für den nicht beplanten 
Innenbereich rechtsgrundsätzlich BVerwG, B. v. 24.5.1988 – 
4 CB 12.88). Dies hat zur Folge, dass ein Ersatzbau auch 
dann bauplanungsrechtlich zulässig bleibt, wenn er nach der 
Beseitigung des Altbestands und unter Absehen von diesem 
bauplanungsrechtlich nicht mehr zulässig wäre, etwa in einer 
Ortsrandlage im grundsätzlich unbebaubaren (vgl. § 35 
BauGB) Außenbereich läge. Nicht einzusehen ist, weshalb 
diese fortdauernde Prägungswirkung nicht gleichermaßen für 
die – ebenso wie das Bauplanungsrecht – u. a. die Lage von 
Gebäuden auf den Grundstücken steuernden Abstandsflächen 
gelten sollte (so aber BayVGH, U. v. 13.2.2001 Az. 20 
B 00.2213, BauR 2001, 1248; B. v. 17.8.2001 Az. 20 
ZS 01.2025 gegen Jäde, in: Jäde/Dirnberger/Bauer/Weiß, Die 
neue BayBO, Art. 70 a. F. RdNr. 25f), wodurch namentlich 
auch Ersatzbauten in dörflichen Lagen des ländlichen Raums 
erschwert werden. Da die neue Regelung sich ausdrücklich 
auf die umgebende Bebauung im Sinn des § 34 Abs. 1 Satz 1 
BauGB bezieht, nimmt sie auch diese fortdauernde prägende 
Wirkung des beseitigten Bestands auf und bewirkt damit die 
notwendige Harmonisierung der bauplanungs- und der bau-
ordnungsrechtlichen Maßstäbe. 

b) aa) Mit dieser Regelung wird zum einen (aaa) klargestellt, 
dass auch Vorbauten, die die genannten Grenzen überschrei-
ten, „untergeordnet“ sein und damit ggf. im Rahmen einer 
Abweichung nach Art. 63 zugelassen werden können. 

Nach der bisherigen Fassung des Art. 6 Abs. 8 Nr. 2 
Buchst. a bleiben bei der Bemessung der Abstandsflächen 
Vorbauten wie Balkone und eingeschossige Erker außer Be-
tracht, wenn sie u. a. insgesamt nicht mehr als ein Drittel der 
Breite der jeweiligen Außenwand, höchstens jedoch 5 m, in 
Anspruch nehmen. Da nach Art. 6 Abs. 6 Satz 3 bei der An-
wendung der Erleichterungen des 16 m-Privilegs aneinander-
gebaute Gebäude wie ein Gebäude zu behandeln sind und 
auch im Übrigen die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung 
im Abstandsflächenrecht von der Außenwand im natürlichen 
Sinn ausgeht, kann das Wort „Außenwand“ dahingehend 
missverstanden werden, dass damit nicht nur die Außenwand 
eines einzelnen Gebäudes, sondern etwa auch die (gesamte) 
Außenwand einer Hausgruppe gemeint ist. Dies hätte zur 
Folge, dass z. B. bei einer Reihenhauszeile nur bei einem ein-
zigen Gebäude ein (untergeordneter) Balkon mit den in der 
Vorschrift beschriebenen Abmessungen abstandsflächen-
rechtlich ohne Weiteres zulässig wäre, während über die ab-
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standsflächenrechtliche Zulässigkeit weiterer (untergeordne-
ter) Balkone an den weiteren Gebäuden der Reihenhauszeile 
durch bauaufsichtliche Abweichungsentscheidung (Art. 63 
Abs. 1 Satz 1 BayBO) entschieden werden müsste. Dieses 
Missverständnis wird durch die nunmehr vorgesehene aus-
drückliche Bezugnahme auf die „Außenwand des jeweiligen 
Gebäudes“ ausgeräumt. 

bb) Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

cc) Diese Regelung dient der Klarstellung, in welchem Um-
fang Dachgauben bei der Bemessung der Abstandsflächen 
außer Betracht bleiben. Denn nach der Rechtsprechung des 
BayVGH (B. v. 25.6.2008 Az. 2 CS 08.1250) können selbst 
bei einer entsprechenden Anwendung des Art. 6 Abs. 8 Nr. 2 
auf Dachaufbauten die dort genannten Maße nicht ohne Wei-
teres auf derartige Aufbauten übertragen werden. Es seien 
vielmehr die von der Rechtsprechung zum Begriff der „Un-
terordnung“ nach Art. 6 Abs. 3 Satz 7 a. F. entwickelten Kri-
terien heranzuziehen. Damit ist aber die Berechnung der Ab-
standsflächen für den Bauherrn nicht mehr eindeutig aus dem 
Gesetz ablesbar. Da die Abstandsflächen aber im vereinfach-
ten Baugenehmigungsverfahren – abgesehen von den Fällen 
beantragter Abweichungen (Art. 59 Satz 1 Nr. 2) – nicht mehr 
von der Bauaufsichtsbehörde geprüft werden, ist diese Ables-
barkeit im Interesse der Rechts- und Investitionssicherheit 
unerlässlich.  

Nr. 3 Buchst. a entspricht der in Nr. 2 Buchst. a für Vorbau-
ten enthaltenen Regelung. 

Nr. 3 Buchst. b legt die Maße fest, bei deren Einhaltung 
Dachgauben bei der Abstandsflächenbemessung außer Be-
tracht bleiben. Dies ist der Fall, wenn zum einen die An-
sichtsfläche der einzelnen Gaube höchstens 4 m² beträgt. Das 
Maß ist abgeleitet von einer Gaube, die sich über 2 Sparren-
felder erstreckt, eine Brüstungshöhe von 1 m aufweist  und 
bei einer im Wohnungsbau üblichen Geschosshöhe decken-
hoch ist. Maßgeblich ist dabei die Ansichtsfläche derjenigen 
Gaubenseite, die in die gleiche Richtung wie die Außenwand 
weist. Außerdem soll die Dachgaube nur dann bei der Ab-
standsflächenmessung außer Betracht bleiben, wenn ihre An-
sichtsfläche höchstens 2,5 m hoch ist. Mit dieser Begrenzung 
der Gaubenhöhe auf eine im Wohnungsbau übliche Raumhö-
he werden schmale, aber sehr hohe Gauben ausgenommen, 
die zwar in ihrer Ansichtsfläche die 4-m²-Begrenzung einhal-
ten, aufgrund ihrer absoluten Höhe aber abstandsflächen-
rechtlich weitaus erheblicher sind als breite Gauben mit nied-
riger Höhe. 

Mit dieser ablesbaren Vermaßung abstandsflächenrechtlich 
nicht erheblicher Dachgauben ist eine Verschärfung des ma-
teriellen Zulässigkeitsmaßstabs nicht verbunden. Soweit nach 
den in der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung zu Art. 6 
Abs. 3 Satz 7 BayBO a. F. entwickelten Grundsätzen Dach-
gauben untergeordnet und damit nicht abstandsflächenrele-
vant waren, sollen sie dies – im Anschluss an den erwähnten 
Beschluss des 2. Senats vom 25.6.2008 – auch bleiben. Un-
mittelbar gesetzesabhängig, damit ohne eine bauaufsichtliche 
Abweichungsentscheidung abstandsflächenrechtlich zulässig 
und damit in der primären Eigenverantwortung des Bauherrn 
und des von ihm bestellten Entwurfsverfassers sollen aber nur 
diejenigen Fälle bleiben, in denen aus dem Gesetz ohne wei-
teres, insbesondere ohne dass der unbestimmte Rechtsbegriff 
„untergeordnet“ einzelfallbezogen zu konkretisieren wäre, 
entnommen werden kann, in welchen Abmessungen Dach-
gauben für die Bemessung der Abstandsflächen außer Be-
tracht bleiben. In den übrigen – schwierigeren – Fällen er-

scheint eine Beurteilung durch die sachkundige Bauaufsichts-
behörde angezeigt, die dadurch bewirkt wird, dass in diesen 
Fällen eine Abweichungsentscheidung erforderlich wird, die 
dem Prüfprogramm auch des vereinfachten Baugenehmi-
gungsverfahrens (Art. 59 Satz 1 Nr. 2) zugewiesen ist. Dies 
liegt nicht zuletzt auch im Interesse des Bauherrn, der in die-
sen potentiell nachbarrechtlich schwierigeren Konstellationen 
durch die Entscheidung der Bauaufsichtsbehörde im Rahmen 
auch des vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens Rechts- 
und Investitionssicherheit vermittelt erhält. 

Auch sonstige den Dachgauben vergleichbare Dachaufbauten 
können ggf. im Rahmen einer Abweichung zugelassen wer-
den. 

c) Durch diese Änderung wird klargestellt, dass für die Berech-
nung der Mindestgrenzlänge von 42 m auf die einzelne 
Grundstücksgrenze und nicht auf die Summe aller Grund-
stücksgrenzen abzustellen ist. 

 
Zu Nr. 6 (Art. 23) 

Art. 23 regelt, welche Funktionen Prüf-, Zertifizierungs- und 
Überwachungsstellen (PÜZ-Stellen) ausüben und unter welchen 
Voraussetzungen die Anerkennung erfolgen kann. Die Niederlas-
sungs- und Dienstleistungsfreiheit nach dem EG-Vertrag wird nur 
natürlichen und juristischen Personen gewährt. Die Änderungen 
dienen somit der Angleichung an diesen Sprachgebrauch. Künftig 
können nur noch „natürliche und juristische Personen“ als PÜZ-
Stelle anerkannt werden.  

Die gesonderte Erwähnung von Überwachungsgemeinschaften 
und Stellen wird gestrichen. Die ursprünglich rechtlich nicht 
selbständigen Überwachungsgemeinschaften sind mittlerweile als 
juristische Personen, in der Regel als eingetragene Vereine, orga-
nisiert.  

Die in Kapitel IV (Dienstleistungsfreiheit) der Richtlinie 
2006/123/EG vorgesehenen Bestimmungen gelten für den Fall, 
dass ein Dienstleistungserbringer keine Niederlassung in dem 
Mitgliedstaat einrichtet, in dem er die Dienstleistung erbringen 
will. Übertragen auf die PÜZ-Stellen betrifft dies die Fälle, in 
denen im EU-Ausland ansässige PÜZ-Stellen ohne Niederlassung 
in Deutschland Tätigkeiten im Rahmen der nach den Landesbau-
ordnungen vorgesehenen Verfahren anbieten wollen. Diese Kons-
tellation wird derzeit durch das in Art. 16 Abs. 2 der Bauproduk-
tenrichtlinie vorgesehene Sonderverfahren erfasst. Damit liegt 
eine Bestimmung eines anderen Gemeinschaftsrechtsakts mit 
spezifischen Aspekten im Sinn von Art. 3 Abs. 1 Satz 1 der Richt-
linie 2006/123/EG vor, die insoweit vorrangig zur Anwendung 
kommt. 

Die Regelung entspricht der geänderten Musterbauordnung 
(MBO) der Länder, die ohne Gegenstimme von der 117. Baumi-
nisterkonferenz beschlossen worden ist. 
 
Zu Nr. 7 (Art. 41) 

Bei der Auslegung des Art. 41 Abs. 2 traten immer wieder Prob-
leme auf, wie der Begriff des „abgelegenen Anwesens“ zu verste-
hen ist. Der Wortlaut der Überschrift ist insoweit missverständ-
lich: Ein Grundstück wird erst mit der Verlegung des Grund-
stücksanschlusses an die öffentliche Entwässerungseinrichtung 
angeschlossen. Erschlossen ist ein Grundstück dagegen bereits 
dann, wenn der Kanal unmittelbar bis an das Grundstück heran-
führt. Dann aber besteht kein Grund für die Erleichterung nach 
Art. 41 Abs. 2 und 3 BayBO, da der Anschluss an die Sammelka-
nalisation in diesem Fall möglich ist. Wird ein Grundstück durch 
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einen Kanal erschlossen, so bestehen nach §§ 4, 5 der Muster-
Entwässerungssatzung nämlich in der Regel das Recht, aber auch 
die Pflicht zum Anschluss an die öffentliche Entwässerungsein-
richtung. 

Aus satzungsrechtlicher Sicht verliert ein Anwesen daher seine 
Eigenschaft als – von der Ortslage her – „abgelegenes“ Grund-
stück, wenn es durch einen Kanal erschlossen wird und nicht erst 
dann, wenn es an die öffentliche Entwässerungsanlage ange-
schlossen wird. 

Der Begriff der „Abgelegenheit“ muss daher nach dem Sinn und 
Zweck des Art. 41 Abs. 2 und 3 BayBO nicht nur im Zusammen-
hang mit der Ortslage, sondern auch mit dem Verlauf der Entsor-
gungsleitungen gesehen werden. Die erleichterten Möglichkeiten 
können für ein Anwesen daher nur dann in Anspruch genommen 
werden, wenn es von der Ortslage abgelegen und nicht erschlossen 
ist. Die Änderung der Überschrift dient insoweit der Klarstellung 
und vereinfacht die Rechtsanwendung. 
 
Zu Nr. 8 (Art. 48) 

a) Es kommt vor, dass die Errichtung barrierefreier Wohnungen 
horizontal in einem gesamten Geschoss nicht möglich bzw. 
schwierig ist. Durch die neue Regelung wird es dem Bauherrn 
ermöglicht, der Verpflichtung aus Satz 1 auch durch die 
Schaffung der erforderlichen barrierefreien Wohnungen in 
der Vertikalen, d.h. über mehrere Geschosse, nachzukommen. 

b) Im Zuge der BayBO-Novelle 2008 (vgl. § 1 Nr. 20 des Ge-
setzes zur Änderung der Bayerischen Bauordnung und Ände-
rungsgesetz vom 24. Juli 2007, GVBl S. 499) wurden die An-
forderungen für Aufzüge in Art. 37 Abs. 4 dahingehend ge-
ändert, dass ein Aufzug auch für die Aufnahme von Kranken-
tragen bemessen sein muss (Fahrkorbgröße 1,10 m x 2,10 m). 
Damit war jedoch keine Verschärfung der Anforderungen an 
das barrierefreie Bauen beabsichtigt. Da Art. 48 Abs. 4 
Satz 10 auf Art. 37 Abs. 4 verweist, ist eine redaktionelle 
Klarstellung erforderlich. Die Ergänzung stellt klar, dass für 
einen Aufzug, der ausschließlich der Herstellung der Barrie-
refreiheit im Sinn des Art. 48 dient, eine Fahrkorbgröße mit 
einer nutzbaren Grundfläche von mindestens 1,10 m x 1,40 m 
genügt. 

c) Mit der redaktionellen Zusammenfassung der bisher in 
Art. 46 Abs. 2 Satz 2 a. F. und in Art. 51 Abs. 5 a. F. enthal-
tenen Härtefallregelungen in Art. 48 Abs. 5 Satz 1 BayBO 
2008 war keine materielle Änderung beabsichtigt. Die derzei-
tige Formulierung ist insofern missverständlich, als sie auch 
folgende Lesart zulässt: „Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, 
soweit die Anforderungen … nur mit einem unverhältnismä-
ßigen Mehraufwand erfüllt werden können, bei Anlagen nach 
Abs. 1 auch wegen des Einbaus eines sonst nicht erforderli-
chen Aufzugs.“ Zur Klarstellung, dass auch der Ausnahmetat-
bestand, der sich ausschließlich auf Anlagen nach Abs. 1 be-
zieht, erst dann greift, soweit der Einbau eines sonst nicht er-
forderlichen Aufzugs mit einem unverhältnismäßigen Mehr-
aufwand verbunden ist, wird er in die Aufzählung mit einbe-
zogen. 

 
Zu Nr. 9 (Art. 53) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung, mit der klar-
gestellt wird, dass die Delegation nach Art. 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
BayBO 2008 sich unverändert (vgl. Art. 59 Abs. 3 i.V.m. Art. 64 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayBO 1998) auch auf Nebengebäude und 
Nebenanlagen erstrecken soll. 

Zu Nr. 10 (Art. 56) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die übrigen 
Aufzählungen in Art. 56. 
 
Zu Nr. 11 (Art. 57) 

a) aa) Redaktionelle Folgeänderungen zu der Änderung in Dop-
pelbuchst. bb. 

bb) Die neue Nr. 3 übernimmt in Buchst. a die bisher in Nr. 2 
Buchst. b enthaltenen Anlagen. Der neue Tatbestand für die 
Verfahrensfreiheit von Kleinwindkraftanlagen mit einer Höhe 
bis zu 10 m (Buchst. b) dient der Klarstellung. Bisher fielen 
derartige Anlagen – in Anlehnung an Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a – 
unter den Auffangtatbestand des Art. 57 Abs. 1 Nr. 14 
Buchst. e. Auch sonst ist im Rahmen des Art. 57 die Grenze 
von 10 m für die Verfahrensfreiheit üblich, da bis zu dieser 
Höhe regelmäßig keine statisch-konstruktiven Probleme auf-
treten. Maßgeblich für die 10-m-Grenze ist dabei die gesamte 
Höhe der Kleinwindkraftanlage, d.h. zu der Höhe des 
Mastens ist der Radius des Rotors hinzuzurechnen. Wird die 
Anlage auf dem Dach eines Gebäudes errichtet, wird die Hö-
he dieses Gebäudes nicht mitgerechnet, da sich die Höhenbe-
grenzung der Kleinwindkraftanlagen – wie z.B. auch diejeni-
ge von Antennen – aus statisch-konstruktiven Erwägungen 
ergibt. 

Da Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung (vgl. Art. 57 
Abs. 1 Nr. 2) dem eigenen Gebäude dienen müssen, wird 
durch die Aufführung der Energiegewinnungsanlagen unter 
einer gesonderten Nummer klargestellt, dass der durch diese 
Anlagen gewonnene Strom nicht ausschließlich für den Ei-
genbedarf verwendet sein muss, sondern auch in das Netz 
eingespeist werden darf.  

cc) Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

dd) Da ortsfeste Fahrgeschäfte aufgrund der Streichung des 
Art. 72 Abs. 1 Satz 2 (vgl. Nr. 19) nicht mehr als fliegende 
Bauten definiert sind, ist eine dem Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 ent-
sprechende Regelung zur Verfahrensfreiheit ortsfester Kin-
derkarussells und ähnlicher Fahrgeschäfte zu treffen. 

ee) Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

b) Es handelt sich um eine Angleichung an die 10 m-Grenze für 
die Verfahrensfreiheit von Werbeanlagen in Abs. 1 Nr. 11 
Buchst. g, da die statisch-konstruktive Schwierigkeit von der 
Lage der Werbeanlage im Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans oder einer sonstigen Satzung unabhängig ist. 

c) Es handelt sich um eine Klarstellung: Sonderbauten, die keine 
Gebäude sind, fallen gemäß Art. 1 Abs. 2 Nr. 1 bereits nicht 
in den Anwendungsbereich der BayBO. 

d) Redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 14 Buchst. b. 
 
Zu Nr. 12 (Art. 60) 

Der Wortlaut wird – ohne inhaltliche Änderung – redaktionell 
vereinfacht. 

 

Zu Nr. 13 (Art. 61) 

Zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie müssen für Personen 
aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder einem 
nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften gleichgestell-
ten Staat (im Folgenden Mitgliedstaaten) die Regelungen über die 
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Bauvorlageberechtigung der Ingenieure so verändert werden, dass 
u. a. Mehrfachprüfungen nach dem Recht des jeweiligen Mitglied-
staats einerseits, nationalem Recht andererseits entbehrlich sind. 
Daneben enthält die Dienstleistungsrichtlinie Anforderungen an 
das Verfahren, von dem ein Mitgliedstaat die Aufnahme einer 
Dienstleistungserbringung abhängig machen will. 

Die Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Aner-
kennung von Berufsqualifikationen (ABl L 255 S. 22), geändert 
durch die Richtlinie 2006/100/EG des Rates vom 20. November 
2006 (ABl L 363 S. 141), erfordert dagegen keine besonderen 
Regelungen, da es sich bei der Tätigkeit als Bauvorlageberechtig-
ter nicht um einen Beruf i. S. d. Berufsanerkennungsrichtlinie han-
delt. Ein Beruf in diesem Sinn liegt vor, wenn es eine zielgerichte-
te Ausbildung für eine bestimmte Berufsausübung/ein bestimmtes 
Berufsbild gibt, die gegebenenfalls noch durch eine bestimmte 
Praxiserfahrung oder praktische Ausbildung ergänzt wird. Das 
Studium der Architekten und der Bauingenieure ist jedoch nicht 
speziell auf die Erstellung von Bauvorlagen ausgerichtet, sondern 
hat eine andere Zielrichtung. 

Bauvorlageberechtigte müssen wegen ihrer hohen Verantwortung 
ausreichend qualifiziert sein. Die Bauvorlageberechtigung soll 
daher grundsätzlich wie bisher davon abhängig sein, dass ein er-
folgreiches Studium bestimmter Fachrichtungen und eine Berufs-
erfahrung auf den Gebieten, die für die Bauvorlageberechtigung 
von Bedeutung sind, nachgewiesen werden.  

Nach der Richtlinie 2005/36/EG dürfen Personen, die in einem 
Mitgliedstaat die Berufsbezeichnung Architekt führen dürfen, 
diese auch in Deutschland führen und sind den deutschen Archi-
tekten – auch hinsichtlich der Bauvorlageberechtigung – gleich 
gestellt. Da für die Bauvorlageberechtigung der Architekten die 
Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung in einem Land 
ausreicht und die Voraussetzungen zum Führen der Berufsbe-
zeichnung im BauKaG bereits abschließend geregelt sind, sind 
zusätzliche Regelungen in der BayBO entbehrlich. 

Weiter ist ein (erneuter) Nachweis der Eignung als Bauvorlagebe-
rechtigter bei Personen entbehrlich, die in anderen Mitgliedstaaten 
Bauvorlagen erstellen dürfen und dort mindestens vergleichbare 
Anforderungen nachweisen mussten. Diese Personen haben das 
erstmalige Tätigwerden als Bauvorlageberechtigter lediglich anzu-
zeigen und dabei nachzuweisen, dass sie in dem anderen Staat 
bereits vergleichbare Anforderungen erfüllen mussten. 

Personen, die in anderen Mitgliedstaaten zwar bauvorlageberech-
tigt sind, hierzu aber geringere Anforderungen erfüllen mussten, 
sind bauvorlageberechtigt, wenn sie tatsächlich die in Art. 61 
vorgesehenen Anforderungen erfüllen. Diese Personen müssen 
ebenfalls das erstmalige Tätigwerden unter Vorlage der entspre-
chenden Unterlagen anzeigen, dürfen aber erst tätig werden, wenn 
die zuständige Stelle ihnen bestätigt hat, dass sie die Anforderun-
gen der Bauvorlageberechtigung erfüllen. Zur Umsetzung der 
Dienstleistungsrichtlinie werden für dieses Verfahren bestimmte 
Regelungen getroffen werden, die u. a. sicherstellen, dass inner-
halb vorhersehbarer Fristen entschieden wird.  

Zu Abs. 1: 

Abs. 1 regelt den Grundsatz, dass bei der Errichtung und Ände-
rung von nicht verfahrensfreien Gebäuden die Bauvorlageberech-
tigung erforderlich ist. 

Die Regelung entspricht Art. 61 Abs. 1 in der bisherigen Fassung 
sowie der MBO. 

Zu Abs. 2: 

Abs. 2 enthält die persönlichen Voraussetzungen, die grundsätz-
lich für die Bauvorlageberechtigung erfüllt sein müssen. 

Nr. 1 entspricht ohne inhaltliche Änderung Art. 61 Abs. 2 Nr. 1 in 
der bisherigen Fassung. Die uneingeschränkte Bauvorlageberech-
tigung der Architekten ist nur davon abhängig, dass die betreffen-
den Personen in einem Land die Berufsbezeichnung führen dür-
fen.  

In Nr. 2 wird bestimmt, dass Eintragungen in die Liste der Bau-
vorlageberechtigten eines Landes auch im Freistaat Bayern gelten, 
ohne dass eine neue Eintragung oder Anzeige erforderlich wird. 
Die Regelung ist zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie 
erforderlich, nach der Berechtigungen der Dienstleistungserbrin-
gung grundsätzlich im gesamten Mitgliedstaat gelten müssen. 

Die Regelung entspricht im Wesentlichen Art. 61 Abs. 2 a. F. und 
der MBO. 

Zu Abs. 3: 

Satz 1 entspricht grundsätzlich Art. 61 Abs. 3 in der bisherigen 
Fassung. Die im Rahmen der sogenannten „kleinen Bauvorlagebe-
rechtigung“ zulässigen Bauvorhaben wurden allerdings an die 
Systematik der BayBO (Gebäudeklassen etc.) angepasst. Die Neu-
fassung der Nr. 1 stellt keine Anforderungen an die Lage der 
dritten Wohnung in den von der „kleinen Bauvorlageberechti-
gung“ erfassten Wohngebäuden mehr, begrenzt aber – letztlich 
(auch im Hinblick auf die fehlende bautechnische Nachweisbe-
rechtigung für den Brandschutznachweis, vgl. Art. 62 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 1) klarstellend – die Reichweite des Tatbestands auf 
Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3. Nr. 2 ist lediglich redaktio-
nell verändert und an Art. 62 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 angepasst. Unter 
Nr. 3 fallen Gebäude, die zwar nicht notwendigerweise einem 
Betrieb i. S. v. § 35 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 dienen müssen, aber land- 
oder forstwirtschaftlich sowie zu Zwecken der gartenbaulichen 
Erzeugung genutzt werden (vgl. § 201 BauGB); wegen praktischer 
Bedeutungslosigkeit entfallen ist die Beschränkung auf zwei Voll-
geschosse. Wie bei Art. 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b werden 
Wohngebäude von dieser Vorschrift nicht erfasst; diese fallen 
unter Abs. 3 Nr. 1. Nr. 6 a. F. konnte im Hinblick auf die Nr. 3 
gestrichen werden. Die bisherige Nr. 5 konnte ebenfalls aufgeho-
ben werden, da – auch im Hinblick auf Nrn. 2 und 4 – kein prakti-
scher Anwendungsbereich besteht. Insbesondere kennt die BayBO 
den Begriff des „Behelfsbaus“, der noch aus Nachkriegszeiten 
stammt, mittlerweile grundsätzlich nicht mehr. Lediglich in 
Art. 57 Abs. 1 Nr. 12 Buchst. c werden Behelfsbauten der Lan-
desverteidigung, des Katastrophenschutzes und der Unfallhilfe 
erwähnt. Diese Bauvorhaben sind jedoch verfahrensfrei, so dass 
insoweit gerade keine Bauvorlageberechtigung erforderlich ist. 

Im Übrigen wird bei dieser bayerischen Sonderregelung weiterhin 
auf die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung „Ingeni-
eurin“ oder „Ingenieur“ nach dem Ingenieurgesetz abgestellt, da 
sich die – umfangreichen – Voraussetzungen aus diesem Gesetz 
eindeutig ergeben. 

Sätze 2 und 3 regeln die „kleine Bauvorlageberechtigung“ für 
Staatsangehörige von Mitgliedstaaten und setzen die Richtlinie 
2006/123/EG um. 

Zu Abs. 4: 

Abs. 4 entspricht grundsätzlich der bisherigen Fassung. Nr. 3 wird 
an die Formulierung in der MBO angepasst. Nrn. 5 und 6 werden 
jeweils um einen Halbsatz ergänzt, der auf Abs. 3 Sätze 2 und 3 
Bezug nimmt, so dass auch für diese Fälle die erforderliche Um-
setzung der Dienstleistungsrichtlinie erfolgt. 
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Zu Abs. 5: 

Wie bisher wird das Vorliegen der Voraussetzungen der Bauvor-
lageberechtigung vor Aufnahme einer entsprechenden Tätigkeit 
geprüft. Da das Eintragungsverfahren grundsätzlich auch Personen 
aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder nach 
dem Recht der Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten 
Staaten offensteht – auch wenn diese nach den Abs. 6 und 7 als 
Bauvorlageberechtigte tätig werden könnten –, muss dieses ent-
sprechend den Anforderungen der Dienstleistungsrichtlinie gere-
gelt werden. Die danach erforderlichen Erleichterungen sollen 
auch inländischen Antragstellern zugute kommen. 

Die Eintragung in die Liste der Bauvorlageberechtigten setzt nach 
Satz 1 einen Antrag voraus. Die Voraussetzungen der Eintragung 
regeln die Nrn. 1 und 2. 

Die Eintragung in die Liste der Bauvorlageberechtigten setzt nach 
Nr. 1 einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Stu-
diums der Fachrichtung Hochbau oder des Bauingenieurwesens 
voraus. Berufsqualifizierend ist ein Hochschulabschluss, der min-
destens den Anforderungen des Art. 11 Buchst. d der Berufsquali-
fikationsanerkennungsrichtlinie entspricht. Die Eintragungsvor-
aussetzung eines Hochschulabschlusses eines Studiums der Fach-
richtung Hochbau erfasst nicht Absolventen eines Studiums der 
Architektur mit der Fachrichtung Hochbau; alle Studiengänge der 
Architektur werden vielmehr bereits von der insoweit spezielleren 
Regelung des Abs. 2 Nr. 1 erfasst. Ferner handelt es sich bei dem 
Studium der Fachrichtung Hochbau nicht um ein Studium des 
Bauingenieurwesens; diese zweite Alternative der vorliegenden 
Regelung geht der Eintragungsvoraussetzung eines Hochschulab-
schlusses eines Studiums der Fachrichtung Hochbau ebenfalls als 
speziellere Regelung vor. Die Eintragungsvoraussetzung eines 
Hochschulabschlusses eines Studiums der Fachrichtung Hochbau 
erfasst mithin ausschließlich Studiengänge, die weder solche der 
Architektur – welcher Fachrichtung auch immer – noch solche des 
Bauingenieurwesens sind. Solche Studiengänge der Fachrichtung 
Hochbau werden derzeit an deutschen Hochschulen nicht angebo-
ten. Die Regelung dient insoweit der Besitzstandswahrung für 
Absolventen früher bestehender Studiengänge, deren Befähigung 
zur Bauvorlageberechtigung bislang unstreitig gewesen ist; dies 
stellt die Bezugnahme auf Art. 49 Abs. 1 der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikatio-
nen, ABl L 255 S. 22 klar. Die Anknüpfung an einen berufsquali-
fizierenden Abschluss eines Studiums des Bauingenieurwesens 
stellt sicher, dass unabhängig von den in den Ländern unterschied-
lichen Fassungen der Ingenieurgesetze und deren mögliche künf-
tige Entwicklungen im Hinblick auf das Auslaufen der Diplom-
studiengänge einheitliche Qualifikationsanforderungen für den 
bauvorlageberechtigten Bauingenieur gelten, die namentlich auch 
für die Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie unerlässlich sind. 
Insbesondere ist der Stand der Umsetzung der Richtlinie 
2005/36/EG in den Ländern sehr unterschiedlich. Mit der vorge-
sehenen Formulierung wird eine bundesweit einheitliche Regelung 
angestrebt, wie sie auch von den Ingenieurekammern wiederholt 
gefordert wurde. 

Nach Nr. 2 ist statt der bisher dreijährigen, eine zweijährige Be-
rufspraxis ausreichend. Allerdings wird ausdrücklich verlangt, 
dass diese Berufserfahrung auf dem Gebiet der Gebäudeplanung 
erworben wurde, da sonstige Tätigkeiten im Berufsbild von Bau-
ingenieuren (Ausschreibungen vorbereiten, Bauleitung usw.) oder 
die Berufserfahrung in der Planung von baulichen Anlagen, die 
nicht Gegenstand der Bauordnung sind, wie z.B. Verkehrsanlagen, 
zwar für eine umfassende Berufsfertigkeit erforderlich, für die 
Erstellung von Bauvorlagen aber ohne Bedeutung sind. Auch nach 
früherem Recht sollten nur diejenigen bauvorlageberechtigt sein, 

die eine gewisse Erfahrung in der Entwurfsplanung von Gebäuden 
haben. Insoweit handelt es sich bei der neuen Formulierung um 
eine Klarstellung. Es ist dabei nicht zwingend erforderlich, dass 
die Berufserfahrung ausschließlich auf dem Gebiet der Entwurfs-
planung von Gebäuden erworben wurde, eine praktische Erfah-
rung auch auf diesem Gebiet reicht grundsätzlich aus.  

Die Herabsetzung der erforderlichen Praxiszeit von drei Jahren auf 
zwei Jahre trägt auch dem Umstand Rechnung, dass die Listenein-
tragungen in anderen Ländern schon wegen der Vorgaben der 
Dienstleistungsrichtlinie auch in Bayern anerkannt werden müssen 
(Abs. 2 Nr. 2 Halbsatz 2). Ein Festhalten an dem Erfordernis der 
dreijährigen Praxiszeit in Bayern wirkte daher weder gegenüber 
EU-Ausländern noch gegenüber Deutschen aus anderen Ländern, 
sondern bedeutete allein eine „bayerische Inländerdiskriminie-
rung“. Die Frist entspricht im Übrigen der Dauer der Praxisphase 
für Architekten (Art. 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BauKaG). 

Dem Antrag auf Eintragung in die Liste der Bauvorlageberechtig-
ten sind nach Satz 3 die zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen 
beizufügen. 

Das Erfordernis der in Satz 4 geregelten Eingangsbestätigung und 
der damit verbundenen Unterrichtung über noch fehlende Unterla-
gen ergibt sich aus der Dienstleistungsrichtlinie. Dabei kann zu-
nächst nur eine überschlägige Überprüfung der Vollständigkeit der 
Unterlagen erfolgen. Ergibt sich im weiteren Verfahren, dass 
entgegen dem ersten Anschein noch Unterlagen fehlen, ist deren 
Nachforderung gleichwohl zulässig. 

Satz 5 regelt die Angaben, die die Eingangsbestätigung enthalten 
muss. Diese Inhalte ergeben sich aus Art. 13 Abs. 5 der Dienstleis-
tungsrichtlinie. 

Nach Art. 13 Abs. 3 der Dienstleistungsrichtlinie muss der Antrag 
binnen einer vorab festgelegten und bekannt gemachten angemes-
senen Frist bearbeitet werden. Die hierfür in Satz 6 genannte Frist 
von drei Monaten ist angemessen, da die Prüfung der Anforderun-
gen des Satzes 1 regelmäßig durch einen Eintragungsausschuss 
erfolgt, der aufgrund des damit verbundenen Aufwands vernünfti-
gerweise erst einberufen wird, wenn eine ausreichende Zahl von 
zu entscheidenden Anträgen vorliegt. Die mögliche Verlängerung 
der Bearbeitungsfrist um maximal zwei Monate soll im Einzelfall 
denkbaren besonderen Schwierigkeiten der Sach- und Rechtslage 
Rechnung tragen. Da diese nicht hinreichend klar vorhergesehen 
werden können, werden sie im Anschluss an den Wortlaut der 
Dienstleistungsrichtlinie nur allgemein umschrieben, aber keine 
konkreten Verlängerungsgründe benannt. Dies ist auch entbehr-
lich, da im Verwaltungsverfahrensrecht ohnehin der allgemeine 
Beschleunigungsgrundsatz gilt (vgl. Art. 10 Satz 2 BayVwVfG). 
Eine Fristverlängerung ist nur einmal möglich unabhängig davon, 
ob durch die Verlängerung die mögliche Höchstdauer der Bearbei-
tung von fünf Monaten erreicht wird. 

Satz 7 bestimmt, dass sowohl die Verlängerung der Frist als auch 
der Verlängerungszeitraum ausreichend zu begründen sind. Diese 
Begründungserfordernisse ergeben sich ebenso aus Art. 13 Abs. 3 
der Dienstleistungsrichtlinie wie die Verpflichtung, die Fristver-
längerung vor Ablauf der ursprünglichen Frist mitzuteilen. 

Die in Satz 8 geregelte Genehmigungsfiktion dient der Umsetzung 
des Art. 13 Abs. 4 Satz 1 der Dienstleistungsrichtlinie. Von der 
Möglichkeit des Art. 13 Abs. 4 Satz 2 der Dienstleistungsrichtli-
nie, eine andere Regelung vorzusehen, wird kein Gebrauch ge-
macht. Da eine aufgrund dieser Fiktion vorgenommene unberech-
tigte Eintragung einer Person nach Art. 48 BayVwVfG zurückge-
nommen werden kann, besteht nicht der erforderliche zwingende 
Grund des Allgemeininteresses einschließlich eines berechtigten 
Interesses eines Dritten, von der Fiktionswirkung abzusehen. 
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Die Regelung entspricht der MBO. 

Abs. 5 a. F. ist durch Zeitablauf überholt und konnte daher gestri-
chen werden. Die eingetretene besitzstandswahrende Wirkung der 
Vorschrift bleibt davon unberührt. 

Zu Abs. 6: 

Abs. 6 betrifft die Bauvorlageberechtigung von Personen, die in 
einem anderen Mitgliedstaat bauvorlageberechtigt sind und dafür 
dem Abs. 5 Satz 1 vergleichbare Anforderungen erfüllen mussten. 
Auch gleichwertige Anforderungen sind vergleichbare Anforde-
rungen in diesem Sinn. Es wird nicht unterschieden, ob die Perso-
nen unter Beibehaltung oder unter Aufgabe ihrer bisherigen Nie-
derlassung in einem Mitgliedstaat eine Niederlassung begründen 
oder die Dienstleistung nur vorübergehend ohne feste Infrastruktur 
erbringen wollen. Erfasst sind somit sowohl die Niederlassungs- 
als auch die Dienstleistungsfreiheit.  

Nach Satz 1 sind diese Personen ohne Eintragung in die Liste der 
Bauvorlageberechtigten bauvorlageberechtigt. Voraussetzung ist, 
dass sie bisher in einem anderen Mitgliedstaat zur Erstellung und 
Einreichung von Bauvorlagen bei der zuständigen Behörde nie-
dergelassen sind und dafür mindestens die gleichen Studienab-
schlüsse und die gleiche Berufserfahrung haben mussten.  

Nach Satz 2 ist das erstmalige Tätigwerden als Bauvorlageberech-
tigter vorher der Bayer. Ingenieurekammer-Bau anzuzeigen. Der 
Anzeige sind Nachweise beizufügen, die es der Kammer ermögli-
chen, die Voraussetzungen der Bauvorlageberechtigung zu über-
prüfen. Die Personen, die das beabsichtigte erstmalige Tätigwer-
den als Bauvorlageberechtigter angezeigt haben, sind nachricht-
lich in einem von der Liste der Bauvorlageberechtigten getrennten 
Verzeichnis zu führen. Auf diese Weise ist insbesondere für Bau-
herren und Bauaufsichtsbehörden ohne Weiteres erkennbar, dass 
die jeweilige Person die formalen Anforderungen zur Tätigkeit als 
Bauvorlageberechtigter erfüllt hat. Eine über den Nachweis der 
erfolgten Anzeige hinausgehende Bedeutung hat die Eintragung in 
das Verzeichnis nicht. Insbesondere hängt davon nicht die Bau-
vorlageberechtigung ab; es handelt sich somit nur um eine dekla-
ratorische Eintragung. Die Regelung ist insgesamt Art. 2 BauKaG 
nachgebildet. 

Unmittelbar nach Einreichung der Anzeige nach Satz 2 dürfen von 
der anzeigenden Person gefertigte Bauvorlagen zur Einreichung in 
einem bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren oder im Rah-
men der Genehmigungsfreistellung erstellt werden. Eine Prüfung 
oder Genehmigung durch die Ingenieurekammer-Bau ist nicht 
erforderlich. Auf Antrag des Dienstleistungserbringers hat sie 
diesem zu bestätigen, dass er die nach Satz 2 erforderliche Anzei-
ge erstattet hat. Dadurch können Nachfragen von Auftraggebern 
oder Bauaufsichtsbehörden vermieden werden. Stellt die Ingenieu-
rekammer-Bau aufgrund einer stichprobenartigen Kontrolle oder 
aus sonstigen Gründen fest, dass die Voraussetzungen des Satzes 1 
tatsächlich nicht erfüllt sind, kann sie nach Satz 3 die Tätigkeit als 
Bauvorlageberechtigter untersagen und die Eintragung in das Ver-
zeichnis nach Satz 2 löschen.  

Die Regelung entspricht der MBO. 

Zu Abs. 7: 

Abs. 7 betrifft Personen, die in anderen Mitgliedstaaten bauvorla-
geberechtigt sind, nach den in dem anderen Staat geltenden Vor-
schriften zwar geringere Anforderungen erfüllen mussten, tatsäch-
lich aber den Anforderungen des Abs. 5 Satz 1 Nrn. 1 und 2 genü-
gen. Gedacht ist beispielsweise an den Fall, dass in dem anderen 
Mitgliedstaat die Bauvorlageberechtigung bereits auf Grund des 
Studienabschlusses und ohne vorgängige Praxisphase besteht, die 
betreffende Person aber tatsächlich über die nach nationalem 

Recht geforderte praktische Erfahrung verfügt. Auch hier wird 
nicht unterschieden, ob die Personen eine Niederlassung begrün-
den oder die Dienstleistung nur vorübergehend ohne feste Infra-
struktur erbringen wollen.  

Nach Satz 1 sind diese Personen erst bauvorlageberechtigt, wenn 
ihnen die Ingenieurekammer-Bau bescheinigt, dass sie tatsächlich 
die Anforderungen des Abs. 5 Satz 1 Nrn. 1 und 2 erfüllen. 

Diese Bescheinigung wird nach Satz 2 auf Antrag ausgestellt.  

Nach Satz 3 sind auf das Verfahren zur Ausstellung der Beschei-
nigung die für die Eintragung in die Liste der Bauvorlageberech-
tigten geltenden Bestimmungen des Abs. 5 entsprechend anwend-
bar. 

Das Erfordernis einer Anzeige mit Wartepflicht auch für 
Dienstleister, die in Deutschland keine Niederlassung begründen 
wollen, widerspricht nicht Art. 16 Abs. 2 Buchst. b der Dienstleis-
tungsrichtlinie, da die Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 3 vorlie-
gen. Insbesondere bei den der Genehmigungsfreistellung unterlie-
genden Bauvorhaben erfolgt keinerlei präventive Prüfung der 
eingereichten Unterlagen. Die damit verbundenen Risiken für die 
in Art. 16 Abs. 3 der Dienstleistungsrichtlinie genannten Schutz-
güter sind nur vertretbar, wenn zumindest die Qualifikation der 
Ersteller der Bauvorlagen präventiv geprüft wird. Die vorgesehe-
nen Anforderungen und das zu beachtende Verfahren verstoßen 
nicht gegen die in Art. 16 Abs. 1 der Dienstleistungsrichtlinie 
genannten Grundsätze, da für Dienstleister keine höheren Anfor-
derungen als für Inländer gelten, die Anforderungen auch von 
Dienstleistern erfüllt werden können sowie zur Gefahrenabwehr 
erforderlich und geeignet sind. Ein milderes Mittel ist unter Be-
rücksichtigung des weitgehenden Verzichts auf die Überprüfung 
der erbrachten Leistung in einem bauaufsichtlichen Genehmi-
gungsverfahren nicht vorhanden. 

Die Regelung entspricht der MBO. 

Zu Abs. 8: 

Nach Art. 10 Abs. 3 und 4 der Dienstleistungsrichtlinie müssen 
gegebenenfalls erforderliche Genehmigungen die Dienstleistungs-
erbringung im gesamten Hoheitsgebiet des jeweiligen Staates 
erlauben. Mehrfache Anzeigen oder Genehmigungen dürfen nicht 
verlangt werden. Daher sieht die Vorschrift vor, dass Anzeigen 
und Genehmigungen nicht erforderlich sind, wenn sie bereits in 
einem anderen Land erfolgt sind. In diesem Fall erfolgt auch keine 
Eintragung in die nach Abs. 6 und 7 geführten Verzeichnisse. 

Die Regelung entspricht der MBO. 

Zu Abs. 9: 

Abs. 9 entspricht Abs. 6 a. F. 

Zu Abs. 10: 

Durch den Verweis auf die im neuen Art. 24 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 
BauKaG enthaltenen Informationspflichten werden die Art. 22, 27 
und 28 Abs. 4 der Dienstleistungsrichtlinie umgesetzt. 
 
Zu Nr. 14 (Art. 62) 

a) Vgl. die Erläuterung zu Nr. 13 (Art. 61 Abs. 10). 

b) Die Formulierung des Abs. 2 wurde vereinfacht. Im Übrigen 
trägt die Änderung des Satzes 1 dem Umstand Rechnung, 
dass infolge der Umstellung der Studiengänge der akademi-
sche Grad „Ingenieur“ zukünftig nicht mehr verliehen wird 
und nicht vorhersehbar ist, dass bzw. welche einheitlichen 
Voraussetzungen für die Führung dieser Berufsbezeichnung 
in den Ländern zu erfüllen sind. 
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Die Erstellung von Standsicherheits- und Brandschutznach-
weisen, die keiner bauaufsichtlichen Prüfung oder Bescheini-
gungspflicht unterliegen, ist eine besondere Dienstleistung, 
für die die Bestimmungen der Dienstleistungsrichtlinie gel-
ten. Wie bei der Bauvorlageberechtigung sind Regelungen für 
Personen zu schaffen, die zur Erbringung einer vergleichba-
ren Dienstleistung in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder einem nach dem Recht der Europäischen 
Gemeinschaften gleichgestellten Staat rechtmäßig niederge-
lassen sind. Dabei ist ebenfalls zu unterscheiden zwischen 
Personen, die in dem Mitgliedstaat mindestens vergleichbare 
Anforderungen erfüllen mussten und Personen, die die Erfül-
lung geringerer Anforderungen nachweisen mussten, tatsäch-
lich aber die Anforderungen des Art. 62 Abs. 2 erfüllen. Für 
diese Personengruppen werden wegen des vergleichbaren 
Sachverhalts die entsprechenden Regelungen des Art. 61 mit 
der Maßgabe für anwendbar erklärt, dass die erforderlichen 
Anzeigen und Anträge nicht bei der Ingenieurekammer-Bau, 
sondern der nach Abs. 2 Satz 1 oder Satz 4 zuständigen Stelle 
einzureichen sind. 

Die ausdrückliche Bezugnahme auf Art. 61 Abs. 3 im 
2. Spiegelstrich des Satzes 1 stellt klar, dass die Vorschrift 
auch für vergleichbare Staatsangehörige eines anderen Mit-
gliedstaats der Europäischen Union oder eines nach dem 
Recht der Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten 
Staates unter den dort genannten Voraussetzungen Anwen-
dung findet. 

Listeneintragungen anderer Länder gelten – in Umsetzung der 
Richtlinie 2006/123/EG – auch im Freistaat Bayern, ohne 
dass eine neue Eintragung oder Anzeige erforderlich wird. 

Die Regelung entspricht inhaltlich der MBO. 

c) Es handelt sich um eine Anpassung an den üblichen Sprach-
gebrauch der BayBO. 

 
Zu Nr. 15 (Art. 63) 

a) Nach der bisherigen Formulierung fielen Abweichungen 
unmittelbar aufgrund der BauNVO, die keine Ausnahmen 
i. S. des § 31 Abs. 1 BauGB darstellen (wie § 18 Abs. 2, § 19 
Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 2, Satz 4, § 21a Abs. 3 Halbsatz 2, 
§ 23 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 2, Abs. 5 BauNVO), nicht in 
den Anwendungsbereich des Art. 63, obwohl dies sachlich 
gerechtfertigt ist. Durch die Streichung werden nunmehr 
sämtliche Abweichungen von Art. 63 erfasst. 

b) Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung. 
 
Zu Nr. 16 (Art. 64) 

Da die Unterschriftspflicht bereits in Art. 51 Abs. 2 Satz 2 enthal-
ten ist, handelt es sich um eine überflüssige Doppelregelung, die 
gestrichen werden kann. 
 
Zu Nr. 17 (Art. 65) 

Die klarstellende Ergänzung dient der Rechtssicherheit. 
 
Zu Nr. 18 (Art. 66) 

Die Rechtsprechung (BayVGH, B. v. 9.8.2006 Az. 1 CS 06.2014) 
ging aufgrund der Formulierung „an Stelle der Nachbarbeteiligung 
nach Abs. 1“ davon aus, dass auch im Fall des Abs. 4 vom Nach-
barbegriff des Abs. 1 auszugehen ist, der das Eigentum, das Erb-

baurecht oder eine vergleichbare dingliche Berechtigung am 
Nachbargrundstück voraussetzt. Abs. 4 soll jedoch gerade in den 
Fällen Anwendung finden, in denen nicht eindeutig abzugrenzen 
ist, wer Nachbar im baurechtlichen Sinn ist, oder in denen Perso-
nen durch das Bauvorhaben zwar nicht baurechtlich, aber gegebe-
nenfalls immissionsschutzrechtlich betroffen sind, da die Beant-
wortung der Frage, ob einer Person nachbarschützende Rechte 
zustehen, nicht von dem anzuwendenden (hier: bauaufsichtlichen) 
Verfahrens-, sondern von dem anzuwendenden materiellen (hier: 
ggf. Immissionsschutz-) Recht (vgl. § 22 BImSchG) abhängt. 
Durch die Umformulierung wird dies klargestellt. Die Regelung 
gewährleistet damit – der ursprünglichen gesetzgeberischen Ab-
sicht entsprechend – eine umfassende Beteiligung aller von dem 
Bauvorhaben Betroffenen und damit zugleich ein Höchstmaß an 
Rechts- und Investitionssicherheit für den Bauherrn unter dem 
Aspekt nachbarlicher Rechtsbehelfe. 
 
Zu Nr. 19 (Art. 72) 

Es entspricht nicht den Erfordernissen der Praxis, auch ortsfeste 
Fahrgeschäfte als fliegende Bauten einzustufen. Insbesondere 
kann es für den Bauherrn sehr umständlich sein, wenn er für derar-
tige Anlagen neben der Ausführungsgenehmigung nach Art. 72 
BayBO u.U. noch einer Baugenehmigung für mit dem Fahrge-
schäft verbundene bauliche Anlagen und ggf. noch weiterer Ge-
nehmigungen (z.B. aufgrund Naturschutzrecht) bedarf, da die 
Ausführungsgenehmigung lediglich eine Art standortunabhängi-
gen Vorbescheid darstellt, der lediglich die allgemeine bausicher-
heitsrechtliche, insbesondere auch betriebliche Unbedenklichkeit 
der Anlage feststellt. Anders als die Baugenehmigung (vgl. Art. 59 
Satz 1, Art. 60 Satz 1) erfasst die Ausführungsgenehmigung damit 
nicht die auf den konkreten Standort bezogenen Anforderungen, 
insbesondere des Bauplanungs- (Art. 59 Satz 1 Nr. 1, Art. 60 
Satz 1 Nr. 1) und des sonstigen im Rahmen des bauaufsichtlichen 
Genehmigungsverfahrens zu prüfenden (Art. 59 Satz 1 Nr. 3, 
Art. 60 Satz 1 Nr. 3) Rechts, die dann in anderen öffentlich-
rechtlichen Zulassungsverfahren abgearbeitet werden müssen. Die 
Neuregelung dient daher der Verfahrensvereinfachung im Interes-
se des Bauherrn vor dem Hintergrund des rechtspolitischen Leit-
ziels der „Genehmigung aus einer Hand“. 
 
Zu Nr. 20 (Art. 73) 

a) Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 

b) Durch die Ergänzung wird klargestellt, dass als Vorausset-
zung für die Anwendung des Zustimmungsverfahrens bei 
Landkreisen und Gemeinden und damit die Möglichkeit, un-
ter bestimmten Voraussetzungen unabhängig von Art und 
Umfang des Bauvorhabens genehmigungsfrei bauen zu kön-
nen (vgl. Abs. 5 Satz 1 i. V. m. Abs. 1 Satz 3), den qualifi-
zierten Bediensteten auch die Leitung der Entwurfsarbeiten 
und die Bauüberwachung übertragen sein müssen. 

 
Zu Nr. 21 (Art. 77) 

a) aa) Aus der derzeitigen Fassung des Art. 77 Abs. 2 Satz 1 ist 
die Folgerung gezogen worden, auch die Überwachung der 
Bauausführung durch die Bauaufsichtsbehörde richte sich 
nach der Verordnung nach Art. 80 Abs. 2, der Verordnung 
über die Prüfingenieure, Prüfämter und Prüfsachverständigen 
im Bauwesen (PrüfVBau); da diese aber gerade über die 
Bauüberwachung durch die Bauaufsichtsbehörden keine Re-
gelungen enthalte, richte sich diese nach Art. 77 Abs. 1 mit 
der Folge, dass die Bauaufsichtsbehörde – während der Prüf-
ingenieur, das Prüfamt oder der Prüfsachverständige zur 
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Überwachung strikt verpflichtet seien – bereits über das Ob 
der Bauüberwachung nach Ermessen entscheide. Die Neufas-
sung stellt klar, dass die Überwachungspflicht unabhängig 
von der Reichweite der Regelungen der PrüfVBau auch für 
die Bauaufsichtsbehörden gilt. Unberührt davon bleibt, dass 
auch die Bauaufsichtsbehörden – ebenso wie Prüfingenieure, 
Prüfämter und Prüfsachverständige (vgl. § 13 Abs. 4 Satz 4, 
i. V. m. der Verweisung in § 19 Abs. 2 PrüfVBau) – sich auf 
Stichproben beschränkten können. 

bb) Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu 
Nr. 14 Buchst. b. 

b) Neben rein sprachlichen Änderungen wurde in Art. 77 Abs. 3 
neu aufgenommen der Verzicht auf einen verantwortlichen 
Tragwerksplaner bei gewerblichen Lagergebäuden mit freien 
Stützweiten von nicht mehr als 12 m, wenn diese zwar größer 
als 500 m², aber kleiner als 1600 m² sind, sofern sie statisch 
einfach sind. Gerade wegen dieser statischen Einfachheit be-
steht keine Veranlassung, einen verantwortlichen Tragwerks-
planer zu benennen. Damit wird eine Erleichterung gesetzlich 
festgeschrieben, die bisher lediglich in den Vollzugshinwei-
sen zur BayBO enthalten war. Statisch einfach im Sinn der 
Regelung sind 
─ Mauerwerksbauten mit Ringankern im Anwendungsbe-

reich vereinfachter Berechnungsverfahren, 
─ in Köcher- oder Blockfundamente eingespannte Stützen 

(keine Rahmen) mit Mauerwerk als Ausfachung und mit 
Ringankern, im Anwendungsbereich vereinfachter Be-
rechnungsverfahren, 

─ Außenwände in Stahlbetonbauweise. 
 

Zu Nr. 22 (Art. 79) 

Es wird klargestellt, dass es auch einen Ordnungswidrigkeitentat-
bestand erfüllt, in dem Kriterienkatalog nach Art. 62 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 2 (vgl. Anlage 2 BauVorlV) vorsätzlich unrichtige Angaben 
zu machen. Bisher wurde dieser Fall unter Art. 79 Abs. 2 Nr. 1 
subsumiert, was aber für die am Bau Beteiligten und die Bauauf-
sichtsbehörden auf den ersten Blick nicht unbedingt erkennbar 
war. 
 
Zu Nr. 23 (Art. 82) 

§ 245b Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) ermächtigt die Länder, die 
Siebenjahresfrist in § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c) bis zum 
31. Dezember 2008 für nicht anwendbar zu erklären. Der Freistaat 
Bayern hat von dieser Ermächtigung in Art. 82 Gebrauch ge-
macht. § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB regelt die Umnutzung 
landwirtschaftlich genutzter Gebäude. Danach ist eine Umnutzung 
unter erleichterten Voraussetzungen möglich, wenn u.a. die Auf-
gabe der bisherigen Nutzung des Gebäudes nicht länger als sieben 
Jahre zurückliegt. Diese Siebenjahresfrist ist aufgrund der Rege-
lung in § 245b Abs. 2 BauGB und Art. 82 in Bayern nicht an-
wendbar.  

Der Bund hat im Gesetz zu Neufassung des Raumordnungsgeset-
zes und zur Änderung anderer Vorschriften (GeROG) die bisher in 
§ 245b Abs. 2 BauGB enthaltenen Befristung aufgehoben, so dass 
die Ermächtigung, die Siebenjahresfrist für nicht anwendbar zu 
erklären uneingeschränkt besteht. Die Regelung ist am 31.12.2008 
in Kraft getreten. Der Bayerische Landtag hat sich für die nun 
vom Deutschen Bundestag beschlossene Änderung ausgesprochen 
(LT-Drs. 15/9225). Mit der Streichung der Frist in Art. 82 BayBO 
macht der Freistaat Bayern von der nun unbefristeten Ermächti-

gung in § 245b Abs. 2 BauGB Gebrauch. Dadurch kann der Struk-
turwandel in der Landwirtschaft durch die erleichterte Umnut-
zungsmöglichkeit von Gebäuden deutlich unterstützt werden. 

 

Zu § 2 

(Änderung des Baukammerngesetzes) 
 
Zu Nr. 1 (Fußnote) 

Die Fußnote ist entbehrlich und kann gestrichen werden.  
 
Zu Nr. 2 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu Nrn. 8 
und 9. 
 
Zu Nr. 3 (Art. 18) 

Durch den neuen Satz 1 wird explizit klargestellt, dass die Satzun-
gen nach Abs. 2 keiner Genehmigung bedürfen. Ohne eine derar-
tige Regelung könnte aus Art. 105 Abs. 1, Art. 108 BayHO eine 
Genehmigungspflicht entnommen werden. 
 
Zu Nr. 4 (Art. 21) 

Das BauKaG enthält bisher – im Gegensatz zum Eintragungsaus-
schuss – keine Sonderregelung über die Bestellung der Mitglieder 
des Schlichtungsausschusses. Damit findet die allgemeine Reg-
lung des Art. 16 Abs. 1 Nr. 5 BauKaG Anwendung, wonach die 
Vertreterversammlung für die Wahl der Mitglieder der Ausschüs-
se zuständig ist. Eine Bestellung durch die Vertreterversammlung 
stößt jedoch auf Praktikabilitätsprobleme, da eine Bestellung von 
Mitgliedern auch kurzfristig möglich sein muss. Art. 21 stellt 
daher nunmehr klar, dass die Mitglieder – wie beim Eintragungs-
ausschuss – vom Vorstand der jeweiligen Kammer und zwar für 
dessen Amtsdauer bestellt werden und dass diese Mitglieder eh-
renamtlich tätig sind. War ein neu gewählter Vorstand noch nicht 
in der Lage, die Mitglieder zu bestellen, z.B. weil die erste Vor-
standssitzung noch nicht stattgefunden hat, wird der bisherige 
Schlichtungssausschuss tätig, allerdings nur, sofern ein dringender 
Bedarf für einen Schlichtungsausschuss besteht und auch nur 
solang, bis der neue Schlichtungsausschuss bestellt wurde. 
 
Zu Nr. 5 (Art. 22) 

Die Regelung zu den Eintragungsausschüssen wird insoweit an die 
Regelung in Nr. 3 angepasst, als die Bestellung für die Amtsdauer 
des Vorstands erfolgt, um sicher zu stellen, dass die Amtsdauern 
von Vorstand und Ausschüssen parallel laufen, so dass Vollzugs-
schwierigkeiten, etwa beim Ausscheiden von Ausschussmitglie-
dern vor der Konstituierung des Vorstands, vermieden werden. 
 
Zu Nr. 6 (Art. 24) 

Diese Vorschrift setzt Art. 22, 27 und 28 Abs. 4 der Richtlinie 
2006/123/EG um. 
 
Zu Nr. 7 (Art. 26) 

a) Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

b) Diese Vorschrift setzt Art. 18 der Richtlinie 2006/123/EG um. 
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Zu Nr. 8 (Art. 34) 

Die Übergangsvorschriften sind aufgrund Zeitablaufs entbehrlich 
und können gestrichen werden. 
 
Zu Nr. 9 (Art. 35) 

Folgeänderung zu Nr. 7. 

 

Zu § 3 

(Änderung des Denkmalschutzgesetzes) 
 
Zu Nr. 1 (Art. 6) 

Art. 6 Abs. 3 Satz 1 wird redaktionell an Art. 68 und 73 BayBO 
angepasst. 

Neu angefügt wird Satz 2. In der Vollzugspraxis treten bei Bau-
denkmälern vermehrt Fälle auf, in denen denkmaltypische Bau-
produkte – neben den in Art. 18 Abs. 2 BayBO bereits genannten 
beispielsweise auch Fenster – verwendet werden (müssen), die 
nationalen Normen nicht entsprechen bzw. nicht in den Rege-
lungs- und Anwendungsbereich harmonisierter europäischer Nor-
men fallen, sodass sie der Zustimmung im Einzelfall bedürfen, für 
die nach der genannten Vorschrift – weil die unteren Bauauf-
sichts- zugleich nach Art. 11 Abs. 1 DSchG untere Denkmal-
schutzbehörden sind – wegen der besonderen Sachnähe die untere 
Bauaufsichtsbehörde zuständig ist. Dies ermöglicht eine enge, 
sachgerechte Koordination der bauaufsichtlichen und der denk-
malpflegerischen Anforderungen. Aufgrund der baulichen Beson-
derheiten von Baudenkmälern kann zugleich mit der Zustimmung 
im Einzelfall nach Art. 18 Abs. 2 BayBO aber auch eine Abwei-
chung von materiellrechtlichen Anforderungen des Bauordnungs-
rechts nach Art. 63 Abs. 1 Satz 1 BayBO erforderlich sein. Ist die 
an dem Bauvorhaben vorzunehmende Maßnahme baugenehmi-
gungsbedürftig, geht die erforderliche Abweichung in der Bauge-
nehmigung auf (Art. 59 Satz 1 Nr. 2, Art. 60 Satz 1 Nr. 2 BayBO).  

Bedarf das Bauvorhaben keiner Baugenehmigung, sind nach der 
derzeitigen Rechtslage drei nebeneinander stehende behördliche 
Zulassungsentscheidungen erforderlich: die Zustimmung im Ein-
zelfall nach Art. 18 Abs. 2 BayBO, die (sog. isolierte) Abwei-
chung nach Art. 63 Abs. 1 Satz 1 BayBO und die denkmalschutz-
rechtliche Erlaubnis nach Art. 6 Abs. 1 DSchG. Da bei der vorlie-
genden Fallkonstellation der fachliche Schwerpunkt allein in den 
fachspezifischen Anforderungen des Denkmalschutzrechts liegt, 
ist es sinnvoll, diese drei Verfahren in der denkmalschutzrechtli-
chen Erlaubnis zu bündeln, in deren Rahmen damit auch alle 
einschlägigen materiellrechtlichen Anforderungen abzuarbeiten 
sind. Dabei ist die Konzentrationswirkung auf solche Abweichun-
gen beschränkt, die im Zusammenhang mit dem verwendeten 
Bauprodukt, für das die Zustimmung im Einzelfall erforderlich ist, 
durch die Denkmaleigenschaft bedingt sind. 
 
Zu Nr. 2 (Art. 11) 

Redaktionelle Folgeänderung. 
 
Zu Nr. 3 (Art. 17) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nr. 1: Gemäß Art. 17 in 
der bisherigen Fassung sind Amtshandlungen nach dem DSchG 
kostenfrei. Die Änderung stellt klar, dass in den Fällen, in denen 
die Zustimmung im Einzelfall gemäß Art. 18 Abs. 2 BayBO oder 
die Anweichung nach Art. 63 Abs. 1 Satz 1 BayBO von der 
denkmalschutzrechtlichen Erlaubnis eingeschlossen werden 
(Art. 6 Abs. 3 Satz 2 n.F.), für diese Zustimmung oder Abwei-
chung weiterhin Kosten nach dem Kostengesetz i.V.m. dem Kos-
tenverzeichnis erhoben werden können. 

 

Zu § 4 

(Inkrafttreten) 

Die Regelung legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
fest. Spätester Zeitpunkt des Inkrafttretens ist – wegen der Vorga-
ben der Dienstleistungsrichtlinie – der 28. Dezember 2009.     
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr 
und Technologie 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/375, 16/1817 

zur Änderung der Bayerischen Bauordnung, des 
Baukammerngesetzes und des Denkmalschutzgeset-
zes 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Erwin Huber, 
Eberhard Rotter, Dr. Otmar Bernhard u.a. CSU, 
Karsten Klein, Dr. Franz Xaver Kirschner, Tho-
mas Dechant u.a. FDP 

Drs. 16/1351, 16/1817 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung der Bayerischen Bauordnung, des Baukam-
merngesetzes und des Denkmalschutzgesetzes 
(Drs. 16/375) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass in § 1 folgende 
Änderungen durchgeführt werden: 

1. Es wird folgende Nr. 5a eingefügt: 

„5a. Art. 18 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Mit Zustimmung des Staatsministeriums des 
Innern dürfen im Einzelfall 

1. Bauprodukte, die ausschließlich nach dem 
Bauproduktengesetz in Verkehr gebracht 
werden und gehandelt werden dürfen, des-
sen Anforderungen jedoch nicht erfüllen, 

2. Bauprodukte, die nach sonstigen Vor-
schriften zur Umsetzung von Richtlinien 
der Europäischen Union oder auf der 
Grundlage von unmittelbar geltendem 
Recht der Europäischen Union in Verkehr 
gebracht und gehandelt werden dürfen, 
hinsichtlich der nicht berücksichtigten we-

sentlichen Anforderungen im Sinn des 
Art. 15 Abs. 7 Nr. 2, 

3. nicht geregelte Bauprodukte 

verwendet werden, wenn ihre Verwendbarkeit 
im Sinn des § 3 Abs. 2 nachgewiesen ist.““ 

2. Nr. 11 wird wie folgt geändert: 

a) Buchst. a wird wie folgt geändert: 

aa) In Doppelbuchst. bb werden die Worte „9 
m²“ durch die Worte „einem Drittel der 
jeweiligen Dach- oder Außenwandfläche“ 
ersetzt. 

bb) In Doppelbuchst. cc werden die Zahl „12“ 
durch die Zahl „10“ und die Zahl „13“ 
durch die Zahl „11“ ersetzt. 

cc) Doppelbuchst. dd erhält folgende Fassung: 

„dd) Nach Nr. 11 (neu) wird folgende
 neue Nr. 12 eingefügt: 

„12. Maßnahmen zur nachträglichen  
Wärmedämmung an Außenwän-
den und Dächern,““ 

dd) Doppelbuchst. ee erhält folgende Fassung: 

„ee) Die bisherigen Nrn. 11 und 12 wer- 
        den Nrn. 13 und 14.“ 

ee) Es werden folgende Doppelbuchst. ff und 
gg angefügt: 

„ff) Nach Nr. 14 (neu) wird folgende neue  
       Nr. 15 eingefügt: 

„15. Fahrgeschäfte mit einer Höhe 
bis zu 5 m, die für Kinder betrie-
ben werden und eine Geschwin-
digkeit von höchstens 1 m/s ha-
ben,“ 

gg) Die bisherigen Nrn. 13 und 14 werden  
      Nrn. 16 und 17.“ 

b) Buchst. b erhält folgende Fassung: 

„b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Werbeanlagen mit einer Höhe bis 
zu 10 m,“ 

bb) In Nr. 8 wird nach dem Wort „Fried-
höfe“ ein Komma angefügt. 

cc) Es wird folgende Nr. 9 angefügt: 
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„9. Solarenergieanlagen und Sonnen-
kollektoren.““ 

3. In Nr. 13 erhält Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 folgende Fas-
sung: 

„1. aufgrund eines Studiums des Bauingenieurwe-
sens die Voraussetzungen zur Führung der Be-
rufsbezeichnung „Ingenieur“ oder „Ingenieu-
rin“ nach dem Ingenieurgesetz vom 20. De-
zember 1970 (BayRS 702-2-W), zuletzt geän-
dert durch § 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2007 (GVBl S. 966), erfüllt oder einen berufs-
qualifizierenden Hochschulabschluss eines Stu-
diums der Fachrichtung Hochbau (Art. 49 Abs. 
1 der Richtlinie 2005/36/EG) nachweist und“ 

4. Es wird folgende Nr. 18a eingefügt: 

„18a Art. 68 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung: 
„(1) 1Die Baugenehmigung ist zu erteilen, 
wenn dem Bauvorhaben keine öffentlich-
rechtlichen Vorschriften entgegenstehen, die 
im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfah-
ren zu prüfen sind; die Bauaufsichtsbehörde 
darf den Bauantrag auch ablehnen, wenn das 
Bauvorhaben gegen sonstige öffentlich-
rechtliche Vorschriften verstößt.““ 

5. Nr. 23 wird aufgehoben. 

Berichterstatter: Dr. Otmar Bernhard 
Mitberichterstatter: Dr. Paul Wengert 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf und der Änderungsantrag Drs. 
16/1351 wurde dem Ausschuss für Wirtschaft, In-
frastruktur, Verkehr und Technologie federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Kommunale Fra-
gen und Innere Sicherheit hat den Gesetzentwurf 
und den Änderungsantrag Drs. 16/1351 mitberaten. 
Der Ausschuss für Ausschuss für Verfassung, 
Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz 
hat den Gesetzentwurf und den Änderungsantrag 
Drs. 16/1351 endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf und den Änderungsantrag Drs. 16/1351 in 
seiner 12. Sitzung am 28. Mai 2009 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss  e i n s t i m m i g  mit den in I. enthaltenen 
Änderungen Zustimmung empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/1351 
wurde einstimmig  Z u s t i m m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. 
seine Erledigung gefunden. 

3. Der Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit hat den Gesetzentwurf und den Ände-
rungsantrag Drs. 16/1351 in seiner 13. Sitzung am 
24. Juni 2009 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss  e i n s t i m m i g  der Beschlussempfehlung 
des federführenden Ausschusses zugestimmt. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/1351 
hat der Ausschuss einstimmig  Z u s t i m m u n g  
empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. 
seine Erledigung gefunden. 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf und den Änderungsantrag Drs. 16/1351 in 
seiner 17. Sitzung am 9. Juli 2009 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Auss-
chuss e i n s t i m m i g  der Beschlussempfehlung 
des federführenden Ausschusses zugestimmt mit 
der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchge-
führt werden: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Im Einleitungssatz werden die Worte „§ 7 
des Gesetzes vom 22. Juli 2008 (GVBl S. 
479)“ durch die Worte „§ 1 des Gesetzes 
vom 28. Mai 2009 (GVBl S. 218)“ ersetzt. 

b) Nr. 13 wird wie folgt geändert: 

aa) Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

aaa) Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„4Hat die Bayerische Ingenieure-
kammer-Bau nicht innerhalb der 
in Art. 42a BayVwVfG festgeleg-
ten Frist entschieden, gilt der An-
trag als genehmigt.“ 

bbb) Die Sätze 5 bis 8 werden gestri-
chen. 

bb) In Abs. 7 Satz 3 werden die Worte 
„Sätze 3 bis 8“ durch die Worte „Sätze 
3 und 4“ ersetzt. 

cc) Abs. 8 wird wie folgt geändert: 

aaa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 
1. 

bbb) Es wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„²Verfahren nach den Abs. 5 bis 
7 können über die einheitliche 
Stelle nach den Vorschriften des 
Bayerischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes abgewickelt wer-
den.“ 
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c) In Nr. 14 Buchst. b werden die Worte „Art. 
61 Abs. 5 Sätze 3 bis 8 durch die Worte 
„Art. 61 Abs. 5 Sätze 3 und 4“ ersetzt.  

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nrn. 3 bis 5 erhalten folgende Fassung: 

„3. Dem Art. 4 wird folgender Abs. 9 an-
gefügt: 
„(9) Bewerberinnen und Bewerber 
sowie eingetragene Architektinnen 
und Architekten sind verpflichtet, die 
einheitliche Stelle nach den Vorschrif-
ten des Bayerischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes über Änderungen zu 
informieren, die dazu führen, dass die 
Voraussetzungen für die Eintragung 
nicht mehr erfüllt sind.“ 

4. In Art. 5 Abs. 2 Satz 3 werden die 
Worte „und 8“ durch die Worte „bis 
9“ ersetzt. 

5. In Art. 7 Abs. 3 werden die Worte „bis 
8“ durch die Worte „bis 9“ ersetzt.“ 

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 9 werden Nrn. 6 
bis 12. 

3. In § 4 wird als Datum des Inkrafttretens der „1. 
August 2009“ eingefügt. 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/1351 
hat der Ausschuss einstimmig Z u s t i m m u n g  
empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. 
seine Erledigung gefunden. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/375, 16/1817 

Gesetz zur Änderung der Bayerischen Bauordnung, des 
Baukammerngesetzes und des Denkmalschutzgesetzes1)

§ 1 
Änderung der Bayerischen Bauordnung 

Die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl S. 588, 
BayRS 2132-1-I), geändert durch Gesetz vom 28. Mai 2009 
(GVBl S. 218), wird wie folgt geändert: 
1. In der Überschrift des Gesetzes wird der Fußnotenhin-

weis „1)“ gestrichen; der entsprechende Text wird auf-
gehoben. 

2. In der Inhaltsübersicht erhält die Überschrift des 
Art. 41 folgende Fassung: 
„Nicht durch Sammelkanalisation erschlossene  
Anwesen“ 

3. Art. 2 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 
a) In Nr. 8 werden nach dem Wort „Gastplätzen“ die 

Worte „in Gebäuden“ eingefügt. 
b) In Nr. 15 werden nach dem Wort „bedürfen“ ein 

Komma und die Worte „sowie Fahrgeschäfte, die 
keine fliegenden Bauten und nicht verfahrensfrei 
sind“ eingefügt. 

4. In Art. 4 Abs. 2 werden die Worte „ist im Geltungsbe-
reich“ durch die Worte „sind im Geltungsbereich“ er-
setzt. 

5. Art. 6 wird wie folgt geändert: 
a) Dem Abs. 5 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„4Satz 3 gilt entsprechend, wenn sich einheitlich 
abweichende Abstandsflächentiefen aus der umge-
benden Bebauung im Sinn des § 34 Abs. 1 Satz 1 
BauGB ergeben.“ 

                                                           
1) §§ 1 und 2 dieses Gesetzes dienen der Umsetzung der Richtlinie 

2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt 
(ABl L 376 S. 36). 

b) Abs. 8 wird wie folgt geändert: 

aa) Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Vor dem Wort „Vorbauten“ wird das 
Wort „untergeordnete“ eingefügt. 

bbb) Buchst. a erhält folgende Fassung: 

„a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel 
der Breite der Außenwand des jeweili-
gen Gebäudes, höchstens jedoch insge-
samt 5 m, in Anspruch nehmen,“ 

bb) Der Schlusspunkt wird durch ein Komma er-
setzt. 

cc) Es wird folgende Nr. 3 angefügt: 

„3. untergeordnete Dachgauben, wenn  
a) sie insgesamt nicht mehr als ein Drittel 

der Breite der Außenwand des jeweili-
gen Gebäudes, höchstens jedoch insge-
samt 5 m, in Anspruch nehmen und 

b) ihre Ansichtsfläche jeweils nicht mehr 
als 4 m² beträgt und eine Höhe von 
nicht mehr als 2,5 m aufweist.“ 

c) In Abs. 9 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „Gesamt-
länge der Grundstücksgrenze“ durch die Worte 
„Länge der Grundstücksgrenze“ ersetzt. 

5a. Art. 18 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Mit Zustimmung des Staatsministeriums des Innern 
dürfen im Einzelfall 
1. Bauprodukte, die ausschließlich nach dem Bau-

produktengesetz in Verkehr gebracht werden und 
gehandelt werden dürfen, dessen Anforderungen 
jedoch nicht erfüllen, 

2. Bauprodukte, die nach sonstigen Vorschriften zur 
Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Uni-
on oder auf der Grundlage von unmittelbar gelten-
dem Recht der Europäischen Union in Verkehr ge-
bracht und gehandelt werden dürfen, hinsichtlich 
der nicht berücksichtigten wesentlichen Anforde-
rungen im Sinn des Art. 15 Abs. 7 Nr. 2, 

3. nicht geregelte Bauprodukte 
verwendet werden, wenn ihre Verwendbarkeit im Sinn 
des § 3 Abs. 2 nachgewiesen ist.“ 

6. Art. 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Person, Stelle 
oder Überwachungsgemeinschaft“ durch die Worte 
„natürliche oder juristische Person“ ersetzt. 
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b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Person, Stelle, 
Überwachungsgemeinschaft“ jeweils durch die 
Worte „natürliche oder juristische Person“ er-
setzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „Personen, Stellen, 
Überwachungsgemeinschaften“ durch die Wor-
te „natürlichen oder juristischen Personen“ er-
setzt. 

7. Die Überschrift des Art. 41 erhält folgende Fassung: 

„Nicht durch Sammelkanalisation erschlossene  
Anwesen“ 

8. Art. 48 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„2Die Verpflichtung nach Satz 1 kann auch 
durch barrierefrei erreichbare Wohnungen in 
mehreren Geschossen erfüllt werden.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 

b) In Abs. 4 Satz 10 wird der Schlusspunkt durch ei-
nen Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt: 
„es genügt ein Fahrkorb zur Aufnahme eines Roll-
stuhls.“ 

c) Abs. 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Die Abs. 1 bis 4 gelten nicht, soweit die Anforde-
rungen wegen schwieriger Geländeverhältnisse, 
wegen ungünstiger vorhandener Bebauung oder im 
Hinblick auf die Sicherheit der Menschen mit Be-
hinderung oder alten Menschen oder bei Anlagen 
nach Abs. 1 auch wegen des Einbaus eines sonst 
nicht erforderlichen Aufzugs nur mit einem unver-
hältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden kön-
nen.“ 

9. In Art. 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte „im 
Geltungsbereich“ durch die Worte „einschließlich ihrer 
jeweiligen Nebengebäude und Nebenanlagen im Gel-
tungsbereich“ ersetzt. 

10. In Art. 56 Satz 2 werden nach den Worten „keiner 
Baugenehmigung“ ein Komma und das Wort „Abwei-
chung“ eingefügt. 

11. Art. 57 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Buchst. b wird gestrichen. 

bbb) Der bisherige  Buchst. c wird Buchst. b. 

bb) Es wird folgende neue Nr. 3 eingefügt: 

„3. folgende Energiegewinnungsanlagen: 
a) Solarenergieanlagen und Sonnenkol-

lektoren  
aa) in und an Dach- und Außenwand-

flächen sowie auf Flachdächern, 
im Übrigen mit einer Fläche bis 
zu einem Drittel der jeweiligen 
Dach- oder Außenwandfläche, 

bb) gebäudeunabhängig mit einer Hö-
he bis zu 3 m und einer Gesamt-
länge bis zu 9 m, 

b) Kleinwindkraftanlagen mit einer Höhe 
bis zu 10 m,“ 

cc) Die bisherigen Nrn. 3 bis 10 werden Nrn. 4 bis 
11. 

dd) Nach Nr. 11 (neu) wird folgende neue Nr. 12 
eingefügt: 

„12. Maßnahmen zur nachträglichen Wärme-
dämmung an Außenwänden und Dä-
chern,“ 

ee) Die bisherigen Nrn. 11 und 12 werden neue 
Nrn. 13 und 14. 

ff) Nach Nr. 14 (neu) wird folgende Nr. 15 einge-
fügt: 

„15. Fahrgeschäfte mit einer Höhe bis zu 5 m, 
die für Kinder betrieben werden und eine 
Geschwindigkeit von höchstens 1 m/s ha-
ben,“ 

gg) Die bisherigen Nrn. 13 und 14 werden Nrn. 16 
und 17. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Werbeanlagen mit einer Höhe bis zu 
10 m,“ 

bb) In Nr. 8 wird nach dem Wort „Friedhöfe“ ein 
Komma angefügt. 

cc) Es wird folgende Nr. 9 angefügt: 

„9. Solarenergieanlagen und Sonnenkollekto-
ren“ 

c) In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „Sonderbauten“ 
durch die Worte „Gebäude, die Sonderbauten sind“ 
ersetzt. 

d) In Abs. 5 Satz 3 werden die Worte „Satz 1 Halb-
satz 1 und Satz 2“ durch die Worte „Satz 1 erster 
Spiegelstrich und Satz 3“ ersetzt. 

12. In Art. 60 Satz 1 werden die Worte „genehmigungsbe-
dürftigen baulichen Anlagen, die nicht unter Art. 59 
fallen,“ durch das Wort „Sonderbauten“ ersetzt. 
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13. Art. 61 erhält folgende Fassung: 

„Art. 61 
Bauvorlageberechtigung 

(1) Bauvorlagen für die nicht verfahrensfreie Errich-
tung und Änderung von Gebäuden müssen von einem 
Entwurfsverfasser unterschrieben sein, der bauvorlage-
berechtigt ist. 

(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer 
1. die Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Archi-

tekt“ führen darf, 
2. in die von der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau 

geführte Liste der bauvorlageberechtigten Ingeni-
eure eingetragen ist; Eintragungen anderer Länder 
gelten auch im Freistaat Bayern. 

(3) 1Bauvorlageberechtigt sind ferner die Angehörigen 
der Fachrichtungen Architektur, Hochbau oder Bauin-
genieurwesen, die nach dem Ingenieurgesetz die Be-
rufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ führen 
dürfen, sowie die staatlich geprüften Techniker der 
Fachrichtung Bautechnik und die Handwerksmeister 
des Maurer- und Betonbauer- sowie des Zimmererfachs 
für 
1. freistehende oder nur einseitig angebaute oder an-

baubare Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 
mit nicht mehr als drei Wohnungen, 

2. eingeschossige gewerblich genutzte Gebäude mit 
freien Stützweiten von nicht mehr als 12 m und 
nicht mehr als 250 m², 

3. land- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebäude, 
4. Kleingaragen im Sinn der Rechtsverordnung nach 

Art. 80 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 
5. einfache Änderungen von sonstigen Gebäuden. 
2Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder eines nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staates 
sind im Sinn des Satzes 1 bauvorlageberechtigt, wenn 
sie eine vergleichbare Berechtigung besitzen und dafür 
den staatlich geprüften Technikern der Fachrichtung 
Bautechnik oder den Handwerksmeistern des Maurer- 
und Betonbauer- sowie des Zimmererfachs vergleich-
bare Anforderungen erfüllen mussten. 3Abs. 6 bis 8 gel-
ten entsprechend.  

(4) Bauvorlageberechtigt ist ferner, wer 
1. unter Beschränkung auf sein Fachgebiet Bauvorla-

gen aufstellt, die üblicherweise von Fachkräften 
mit einer anderen Ausbildung als sie die in Abs. 2 
genannten Personen haben, aufgestellt werden, 

2. die Befähigung zum höheren oder gehobenen bau-
technischen Verwaltungsdienst besitzt, für seine 
Tätigkeit für seinen Dienstherrn, 

3. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss 
eines Studiums der Fachrichtung Architektur, 
Hochbau (Art. 49 Abs. 1 der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 7. September 2005 über die Anerken-
nung von Berufsqualifikationen, ABl L 255 S. 22, 
zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 
1137/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. Oktober 2008, ABl L 311 S. 1) oder 
Bauingenieurwesen nachweist, danach mindestens 
zwei Jahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung 
von Gebäuden praktisch tätig gewesen ist und Be-
dienstete oder Bediensteter einer juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts ist, für die dienstliche 
Tätigkeit, 

4. die Berufsbezeichnung „Innenarchitektin“ oder 
„Innenarchitekt“ führen darf, für die mit der Be-
rufsaufgabe verbundenen baulichen Änderungen 
von Gebäuden, 

5. Ingenieurin oder Ingenieur der Fachrichtung In-
nenausbau ist und eine praktische Tätigkeit in die-
ser Fachrichtung von mindestens zwei Jahren aus-
geübt hat, für die Planung von Innenräumen und 
die damit verbundenen baulichen Änderungen von 
Gebäuden; Abs. 3 Sätze 2 und 3 gelten entspre-
chend, 

6. einen Studiengang der Fachrichtung Holzbau und 
Ausbau, den das Staatsministerium des Innern als 
gleichwertig mit einer Ausbildung nach Abs. 3 ein-
schließlich der Anforderungen auf Grund der 
Rechtsverordnung nach Art. 80 Abs. 3 anerkannt 
hat, erfolgreich abgeschlossen hat, für die Bauvor-
haben nach Abs. 3, sofern sie in Holzbauweise er-
richtet werden; Abs. 3 Sätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend. 

(5) 1In die Liste der bauvorlageberechtigten Ingenieure 
nach Abs. 2 Nr. 2 ist auf Antrag von der Bayerischen 
Ingenieurekammer-Bau einzutragen, wer 
1. aufgrund eines Studiums des Bauingenieurwesens 

die Voraussetzungen zur Führung der Berufsbe-
zeichnung „Ingenieur“ oder „Ingenieurin“ nach dem 
Gesetz zum Schutze der Berufsbezeichnung „Inge-
nieur“ und „Ingenieurin“ - Ingenieurgesetz – IngG - 
(BayRS 702-2-W), zuletzt geändert durch § 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (GVBl S. 966), 
erfüllt oder einen berufsqualifizierenden Hoch-
schulabschluss eines Studiums der Fachrichtung 
Hochbau (Art. 49 Abs. 1 der Richtlinie 
2005/36/EG) nachweist und 

2. danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der 
Entwurfsplanung von Gebäuden praktisch tätig 
gewesen ist. 

2Art. 6 des Baukammerngesetzes (BauKaG) gilt ent-
sprechend. 3Dem Antrag sind die zur Beurteilung er-
forderlichen Unterlagen beizufügen. 4Hat die Bayeri-
sche Ingenieurekammer-Bau nicht innerhalb der in 
Art. 42a BayVwVfG festgelegten Frist entschieden, gilt 
der Antrag als genehmigt.  
(6) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staat als 
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Bauvorlageberechtigte niedergelassen sind, sind ohne 
Eintragung in die Liste nach Abs. 2 Nr. 2 bauvorlage-
berechtigt, wenn sie 
1. eine vergleichbare Berechtigung besitzen und  
2. dafür dem Abs. 5 Satz 1 Nrn. 1 und 2 vergleichbare 

Anforderungen erfüllen mussten.  
2Sie haben das erstmalige Tätigwerden als Bauvorlage-
berechtigter vorher der Bayerischen Ingenieurekam-
mer-Bau anzuzeigen und dabei  
1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in einem Mit-

gliedstaat der Europäischen Union oder einem nach 
dem Recht der Europäischen Gemeinschaft gleich-
gestellten Staat rechtmäßig als Bauvorlageberech-
tigte niedergelassen sind und ihnen die Ausübung 
dieser Tätigkeiten zum Zeitpunkt der Vorlage der 
Bescheinigung nicht, auch nicht vorübergehend, 
untersagt ist, und  

2. einen Nachweis darüber, dass sie im Staat ihrer 
Niederlassung für die Tätigkeit als Bauvorlagebe-
rechtigter mindestens die Voraussetzungen des 
Abs. 6 Satz 1 Nrn. 1 und 2 erfüllen mussten, 

vorzulegen; sie sind in einem Verzeichnis zu führen. 
3Die Bayerische Ingenieurekammer-Bau hat auf Antrag 
des Bauvorlageberechtigten zu bestätigen, dass die An-
zeige nach Satz 2 erfolgt ist; sie kann das Tätigwerden 
als Bauvorlageberechtigter untersagen und die Eintra-
gung in dem Verzeichnis nach Satz 2 löschen, wenn die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt sind. 

(7) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem nach dem Recht der 
Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staat als 
Bauvorlageberechtigte niedergelassen sind, ohne dass 
die Voraussetzung für die Vergleichbarkeit im Sinn des 
Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 erfüllt ist, sind bauvorlageberech-
tigt, wenn ihnen die Bayerische Ingenieurekammer-Bau 
bescheinigt hat, dass sie die Anforderungen des Abs. 5 
Satz 1 Nrn. 1 und 2 tatsächlich erfüllen; sie sind in ei-
nem Verzeichnis zu führen. 2Die Bescheinigung wird 
auf Antrag erteilt. 3Abs. 5 Sätze 3 und 4 sind entspre-
chend anzuwenden. 

(8) 1Anzeigen und Bescheinigungen nach den Abs. 6 
und 7 sind nicht erforderlich, wenn bereits in einem an-
deren Land eine Anzeige erfolgt ist oder eine Beschei-
nigung erteilt wurde; eine weitere Eintragung in die 
von der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau geführten 
Verzeichnisse erfolgt nicht. 2Verfahren nach den Abs. 5 
bis 7 können über die einheitliche Stelle nach den Vor-
schriften des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes abgewickelt werden. 

(9) 1Unternehmen dürfen Bauvorlagen als Entwurfsver-
fasser unterschreiben, wenn sie diese unter der Leitung 
eines Bauvorlageberechtigten nach den Abs. 2 bis 4, 6 
und 7 aufstellen. 2Auf den Bauvorlagen ist der Name 
des Bauvorlageberechtigten anzugeben. 

(10) Für Bauvorlageberechtigte, die weder Mitglied der 
Bayerischen Architektenkammer noch der Bayerischen 

Ingenieurekammer-Bau sind, gilt Art. 24 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 4 BauKaG entsprechend.“ 

14. Art. 62 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Art. 61 Abs. 10 ist anzuwenden.“ 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) 1Der Standsicherheitsnachweis muss bei 
1. Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Ge-

bäude sind, erstellt sein von 
─ Personen mit einem berufsqualifizierenden 

Hochschulabschluss eines Studiums der 
Fachrichtung Architektur, Hochbau (Art. 49 
Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG) oder des 
Bauingenieurwesens mit einer mindestens 
dreijährigen Berufserfahrung in der Trag-
werksplanung; sie dürfen auch bei anderen 
Bauvorhaben den Standsicherheitsnachweis 
erstellen, 

─ im Rahmen ihrer Bauvorlageberechtigung 
von staatlich geprüften Technikern der 
Fachrichtung Bautechnik und Handwerks-
meistern des Maurer- und Betonbauer- so-
wie des Zimmererfachs (Art. 61 Abs. 3), 
wenn sie mindestens drei Jahre zusammen-
hängende Berufserfahrung nachweisen und 
die durch Rechtsverordnung gemäß Art. 80 
Abs. 3 näher bestimmte Zusatzqualifikation 
besitzen,  

─ im Rahmen ihrer Bauvorlageberechtigung 
Bauvorlageberechtigten nach Art. 61 Abs. 4 
Nr. 6.  

2Der Brandschutznachweis muss bei Gebäuden der 
Gebäudeklasse 4, ausgenommen Sonderbauten so-
wie Mittel- und Großgaragen im Sinn der Rechts-
verordnung nach Art. 80 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, er-
stellt sein von 
1. für das Bauvorhaben Bauvorlageberechtigten, 

die die erforderlichen Kenntnisse des Brand-
schutzes nachgewiesen haben,  

2. Prüfsachverständigen für Brandschutz als 
Brandschutzplaner; sie dürfen auch bei ande-
ren Bauvorhaben den Brandschutznachweis 
erstellen. 

3Tragwerksplaner nach Satz 1 erster Spiegelstrich 
und Brandschutzplaner nach Satz 2 Nr. 1 müssen 
unter Beachtung des Art. 61 Abs. 5 Sätze 3 und 4 
in einer von der Bayerischen Architektenkammer 
oder der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau zu 
führenden Liste eingetragen sein, für die Art. 6 
BauKaG entsprechend gilt; Eintragungen anderer 
Länder gelten auch im Freistaat Bayern. 4Für Per-
sonen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder einem nach dem Recht der 
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Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staat 
zur Erstellung von Standsicherheits- oder Brand-
schutznachweisen niedergelassen sind, gelten 
Art. 61 Abs. 6 bis 8 mit der Maßgabe entspre-
chend, dass die Anzeige bzw. der Antrag auf Ertei-
lung einer Bescheinigung bei der nach Satz 3 zu-
ständigen Stelle einzureichen ist.“ 

c) In Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 wird das Wort „Fläche“ ge-
strichen. 

15. Art. 63 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „nach § 31 BauGB“ 
und die Worte „über die zulässige Art der bauli-
chen Nutzung nach § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 
BauGB“ gestrichen. 

b) In Satz 2 wird der Schlusspunkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt: 

„bei Bauvorhaben, die einer Genehmigung bedür-
fen, ist der Abweichungsantrag mit dem Bauantrag 
zu stellen.“ 

16. Art. 64 Abs. 4 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

17. In Art. 65 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Bauge-
nehmigungsverfahrens“ das Wort „schriftlich“ einge-
fügt. 

18. Art. 66 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „an Stelle der Nachbarbeteiligung nach 
Abs. 1 Sätze 1 bis 5“ werden gestrichen. 

b) Der Schlusspunkt wird durch einen Strichpunkt er-
setzt. 

c) Es wird folgender Halbsatz angefügt: 
„verfährt die Bauaufsichtsbehörde nach Halbsatz 1, 
finden Abs. 1 und 3 keine Anwendung.“ 

18a. Art. 68 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Bau-
vorhaben keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften ent-
gegenstehen, die im bauaufsichtlichen Genehmigungs-
verfahren zu prüfen sind; die Bauaufsichtsbehörde darf 
den Bauantrag auch ablehnen, wenn das Bauvorhaben 
gegen sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften ver-
stößt.“ 

19. Art. 72 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

20. Art. 73 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „Genehmigungsfreistellung“ 
werden ein Komma und das Wort „Anzeige“ 

sowie nach dem Wort „Art.“ die Worte „ 57 
Abs. 5, Art.“ eingefügt.  

bb) In Nr. 1 wird nach dem Wort „übertragen“ das 
Wort „sind“ eingefügt. 

b) In Abs. 5 Satz 1 werden nach dem Wort „ist“ die 
Worte „und diesen Bediensteten die Leitung der 
Entwurfsarbeiten und die Bauüberwachung über-
tragen sind“ eingefügt. 

21. Art. 77 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 erhält der einleitende Satzteil folgen-
de Fassung: 

„1Die Bauaufsichtsbehörde sowie nach Maß-
gabe der Rechtsverordnung gemäß Art. 80 
Abs. 2 der Prüfingenieur, das Prüfamt oder der 
Prüfsachverständige überwachen die Bauaus-
führung bei baulichen Anlagen“ 

bb) In Satz 2 werden die Worte „Abs. 2 Satz 3“ 
durch die Worte „Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

b) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„(3) 1Bei Bauvorhaben im Sinn des Art. 62 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 2 ist der Ersteller des Standsicherheits-
nachweises nach Art. 62 Abs. 2 Satz 1 auch für die 
Einhaltung der bauaufsichtlichen Anforderungen 
an die Standsicherheit bei der Bauausführung ver-
antwortlich; benennt der Bauherr der Bauaufsichts-
behörde einen anderen Tragwerksplaner im Sinn 
des Art. 62 Abs. 2 Satz 1, ist dieser verantwortlich. 
2Ein verantwortlicher Tragwerksplaner im Sinn des 
Satzes 1 ist nicht erforderlich bei land- oder forst-
wirtschaftlichen Betriebsgebäuden und gewerbli-
chen Lagergebäuden mit freien Stützweiten von 
nicht mehr als 12 m und 
1. nicht mehr als 500 m² oder 
2. nicht mehr als 1600 m², wenn sie statisch ein-

fach sind.“ 
22. Art. 79 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende neue Nr. 2 eingefügt: 

„2. vorsätzlich unrichtige Angaben in dem Krite-
rienkatalog nach Art. 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
macht,“ 

b) Die bisherigen Nrn. 2 und 3 werden Nrn. 3 und 4. 
 

§ 2 
Änderung des Baukammerngesetzes 

Das Gesetz über die Bayerische Architektenkammer und 
die Bayerische Ingenieurekammer-Bau (Baukammernge-
setz – BauKaG) vom 9. Mai 2007 (GVBl S. 308, BayRS 
2133-1-I) wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift des Gesetzes wird der Fußnotenhin-
weis „1)“ gestrichen; der entsprechende Text wird auf-
gehoben. 
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2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
a) Art. 34 wird aufgehoben. 
b) Der bisherige Art. 35 wird Art. 34. 

3. Dem Art. 4 wird folgender Abs. 9 angefügt: 

„(9) Bewerberinnen und Bewerber sowie eingetragene 
Architektinnen und Architekten sind verpflichtet, die 
einheitliche Stelle nach den Vorschriften des Bayeri-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes über Änderun-
gen zu informieren, die dazu führen, dass die Voraus-
setzungen für die Eintragung nicht mehr erfüllt sind.“ 

4. In Art. 5 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „und 8“ durch 
die Worte „bis 9“ ersetzt. 

5. In Art. 7 Abs. 3 werden die Worte „bis 8“ durch die 
Worte „bis 9“ ersetzt. 

6. Art. 18 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
a) Es wird folgender Satz 1 eingefügt: 

„1Satzungen nach Abs. 2 bedürfen keiner Geneh-
migung.“ 

b) Der bisherige Wortlaut wird Satz 2. 

7. Art. 21 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

b) Es werden folgende Sätze 2 bis 4 angefügt: 

„2Die Mitglieder der Schlichtungsausschüsse wer-
den vom Vorstand der jeweiligen Kammer für des-
sen Amtsdauer bestellt. 3Sofern nach einer Neu-
wahl des Vorstands die Mitglieder des neuen 
Schlichtungsausschusses noch nicht bestellt wor-
den sind, wird bis zur Bestellung der bisherige 
Schlichtungsausschuss tätig, soweit und solang 
dies erforderlich ist. 4Die Mitglieder sind ehren-
amtlich tätig.“ 

8. Art. 22 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) 1Die Mitglieder der Eintragungsausschüsse werden 
vom Vorstand der jeweiligen Kammer für dessen 
Amtsdauer bestellt. 2Sofern nach einer Neuwahl des 
Vorstands die Mitglieder des neuen Eintragungsaus-
schusses noch nicht bestellt worden sind, wird bis zur 
Bestellung der bisherige Eintragungsausschuss tätig, 
soweit und solang dies erforderlich ist. 3Die Mitglieder 
sind ehrenamtlich tätig.“ 

9. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der Schlusspunkt wird durch ein Komma ersetzt. 

b) Es wird folgende Nr. 4 angefügt: 

„4. Dienstleistungsempfängern und den zuständi-
gen Behörden Informationen und Kontaktdaten 
gemäß Art. 22, 27 und 28 Abs. 4 der Richtlinie 
2006/123/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
die Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl 
L 376 S. 36) zur Verfügung zu stellen.“ 

10. Art. 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Satz 4“ durch 
die Worte „Satz 3“ ersetzt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 
bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Gegen in das Verzeichnis nach Art. 2 Abs. 3 
Satz 3 eingetragene Architektinnen, Architek-
ten, Innen- und Landschaftsarchitektinnen, In-
nen- und Landschaftsarchitekten sowie Bera-
tende Ingenieurinnen und Beratende Ingenieu-
re, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder eines Vertrags-
staates des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum sind, kann der Vor-
stand die Einleitung eines berufsgerichtlichen 
Verfahrens nur unter Einhaltung des Amtshil-
feverfahrens nach Art. 35 der Richtlinie 
2006/123/EG beantragen und nur, wenn der 
Niederlassungsmitgliedstaat keine bzw. unzu-
reichende Maßnahmen ergriffen hat.“ 

11. Art. 34 wird aufgehoben. 

12. Der bisherige Art. 35 wird Art. 34. 

 
§ 3 

Änderung des Denkmalschutzgesetzes 

Das Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler - 
Denkmalschutzgesetz – DSchG - (BayRS 2242-1-WFK), 
zuletzt geändert durch § 9 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2007 (GVBl S. 958), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 6 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) 1Ist eine Baugenehmigung oder an ihrer Stelle eine 
bauaufsichtliche Zustimmung oder abgrabungsaufsicht-
liche Genehmigung erforderlich, entfällt die Erlaubnis. 
2Ist in den Fällen des Art. 18 Abs. 2 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) keine Baugenehmigung oder 
bauaufsichtliche Zustimmung, jedoch eine durch die 
Denkmaleigenschaft bedingte Abweichung nach 
Art. 63 Abs. 1 Satz 1 BayBO erforderlich, schließt die 
Erlaubnis nach diesem Gesetz die Zustimmung im Ein-
zelfall nach Art. 18 Abs. 2 BayBO und die Abwei-
chung nach Art. 63 Abs. 1 Satz 1 BayBO ein.“ 

2. In Art. 11 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „der Bayeri-
schen Bauordnung (BayBO)“ durch das Wort „BayBO“ 
ersetzt. 

3. Art. 17 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Schließt die Erlaubnis gemäß Art. 6 Abs. 3 Satz 2 
die Zustimmung im Einzelfall nach Art. 18 Abs. 2 
BayBO oder die Abweichung nach Art. 63 Abs. 1 
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Satz 1 BayBO ein, werden für die Zustimmung 
oder die Abweichung Kosten nach dem Kostenge-
setz erhoben.“ 

 
§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2009 in Kraft.     

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:  Ich rufe nun zur gemeinsamen Beratung die 

Tagesordnungspunkte 14 und 15 auf:

Gesetzentwurf der Abg. Margarete Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u. a. und 

Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zur Änderung der Bayerischen Bauordnung (Drs. 16/71) 

- Zweite Lesung -

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung der Bayerischen Bauordnung, des Baukammerngesetzes und des 

Denkmalschutzgesetzes (Drs. 16/375) 

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abg.

Erwin Huber, Eberhard Rotter, Dr. Otmar Bernhard u. a. (CSU),

Karsten Klein, Dr. Franz Xaver Kirschner, Thomas Dechant u. a. (FDP)

(Drs. 16/1351) 

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Im Ältestenrat wurde hierzu eine Redezeit von 

sieben Minuten pro Fraktion vereinbart. Erste Rednerin ist Frau Christine Kamm. Bitte 

schön, Frau Kamm, Sie haben das Wort.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Die ist nicht da!)

- Sie ist nicht da. Dann hat als nächster Redner Herr Kollege Dr. Otmar Bernhard das 

Wort. Bitte schön, Herr Kollege Dr. Bernhard.

Dr. Otmar Bernhard (CSU):  Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Wir haben drei 

Gesetzentwürfe zu beraten, nämlich den Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-

rung der Bayerischen Bauordnung, zur Änderung des Baukammerngesetzes und des 
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Denkmalschutzgesetzes. Ziel dieser Gesetzgebung, was die Bayerische Bauordnung 

anbelangt, ist die Umsetzung der Europäischen Dienstleistungsrichtlinie für das Thema 

"Bauvorlageberechtigung". In der Bayerischen Bauordnung sind eine Reihe weiterer 

Änderungen und vor allem Klarstellungen vorgesehen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Im Baukammerngesetz soll die Bestellung der Mitglieder des Schlichtungsausschusses 

neu geregelt werden. Schließlich werden jetzt einige Zuständigkeitsregelungen im Denk-

malschutzgesetz neu geregelt.

An den Voraussetzungen der Bauvorlageberechtigung, wie sie bisher bestand, ändert 

sich im Grunde nichts. Es ist also das Studium bestimmter Fachrichtungen und eine 

Berufserfahrung erforderlich. Es ist keine Kammermitgliedschaft Voraussetzung. Denn 

dies war ein Diskussionspunkt im Vorfeld. Es ist auch eine Altfallregelung enthalten.

Wie soll das geregelt werden, was ausländische Bauvorlageberechtigte anbelangt? Im 

Prinzip so, dass diejenigen, die auch im europäischen Ausland die Anforderungen er-

füllen, hier nur eine Anzeige machen müssen. Diejenigen, die zwar von den Grundvor-

aussetzungen her die Anforderungen im Ausland nicht erfüllen, sie aber etwa aufgrund 

ihrer Berufspraxis tatsächlich erfüllen, brauchen eine Bescheinigung, um dann bei uns 

tätig zu werden. Eine ähnliche Regelung ist für die sogenannte kleine Bauvorlagebe-

rechtigung vorgesehen. Der Eintrag in die Liste als Bauvorlageberechtigter ist in Zukunft 

für den gesamten Mitgliedstaat möglich. Das ist eine Vorgabe der EU, die aber bei uns 

auch bisher schon gegolten hat.

Ändern wird sich die Zeit der Berufspraxis, die gefordert wird; denn es waren bisher drei 

Jahre, in Zukunft werden es nur noch zwei Jahre sein. Was die Fristen anbelangt, gibt 

es einige Verfahrensvorschriften etc. Eine vergleichbare Regelung gibt es auch für die 

Erstellung von Standsicherheits- und Brandschutznachweisen, die keiner bauaufsichtli-

chen Prüfung oder Bescheinigung unterliegen.
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Ich will die Änderungen der Bauordnung im Übrigen nur ganz kurz ansprechen, damit 

Sie einen Überblick haben, um welche Themen es geht. Zum einen geht es um Gast-

stätten nur in Gebäuden, also nicht um Gaststättenplätze im Freien, damit um Sonder-

bauten. Es geht um den Vorrang der Bemessung von Abstandstiefen gegenüber dem 

Artikel 6, und zwar nicht nur bei Satzungen oder örtlichen Bauvorschriften, sondern auch 

aufgrund der tatsächlich vorhandenen umgebenden Bebauung.

Es gibt Klarstellungen im Abstandsflächenrecht bezüglich Balkonen und Dachgauben, 

eine Regelung für die Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsstellen, die künftig nur 

mehr juristische Personen sein können. Die Eigenschaft "abgelegenes Anwesen" entfällt 

in Zukunft, wenn solche Anwesen von einem Kanal erschlossen, aber noch nicht ange-

schlossen sind. Es sind einige Regelungen und Klarstellungen über barrierefreie Woh-

nungen enthalten. Die Voraussetzungen können in Zukunft auch in der Vertikale erfüllt 

werden. Eine Klarstellung für Aufzüge in barrierefreien Wohnungen ist ebenfalls enthal-

ten.

Es ist eine Regelung für Kleinwindkraftanlagen enthalten, die in Zukunft bis zu einer 

Höhe von 10 Metern einschließlich des Rotors genehmigungsfrei sind. Es gibt eine Klar-

stellung, dass bei Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung, die der Stromerzeu-

gung dienen, der erzeugte Strom nicht ausschließlich für den Eigenbedarf erzeugt 

werden muss. Fahrgeschäfte werden in Zukunft keine fliegenden Bauten mehr sein und 

bis zu einer gewissen Höhe und Fahrgeschwindigkeit genehmigungsfrei sein. Darüber 

hinaus sind sie Sonderbauten.

CSU und FDP haben einen Änderungsantrag auf Drucksache 16/1351 eingebracht, der 

noch einmal einige Detailregelungen enthält. Da geht es zum einen um die Klarstellung 

hinsichtlich der Verwendbarkeit von Bauprodukten, die die regulären Anforderungen 

nicht erfüllen. Es geht um die Erweiterung der Verfahrensfreiheit von Solardächern, bis-

her 9 Quadratmeter, jetzt auf ein Drittel der jeweiligen Dach- und Außenwandfläche. Es 

wird klargestellt, dass Solarenergieanlagen und Solarkollektoren genehmigungsfrei 

sind, wenn eine Satzung nach Artikel 81 der Bayerischen Bauordnung vorliegt. Es wird 
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eine Rechtsprechung korrigiert, dass in Zukunft auch Bauvorhaben abgelehnt werden 

können, die aufgrund von sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften, also nicht sol-

chen, die ohnehin schon im Baugenehmigungsverfahren geprüft werden, unzulässig 

sind.

Ich habe schon erwähnt, dass die Berufung für die Schlichtungskommission verändert 

wird. Künftig entscheidet der Vorstand, nicht mehr die Mitgliederversammlung, weil das 

häufig zu lange gedauert hat. Im Denkmalschutzgesetz wird zum einen die Genehmi-

gungszuständigkeit bei den Bauaufsichtsbehörden kontrolliert, wenn es um Bauprodukte 

geht, die nationalen oder europäischen Normen nicht entsprechen, und umgekehrt die 

Denkmalschutzbehörde, wenn das Schwergewicht im Bereich des Denkmalschutzes 

liegt und keine Baugenehmigung erforderlich ist.

Ich will noch eine Bemerkung zum Gesetzentwurf 16/71 der GRÜNEN machen. Die 

GRÜNEN wollten, dass es keine Einschränkungsmöglichkeit von thermischen und so-

larelektrischen Anlagen durch örtliche Bauvorschriften mehr gibt. Wir waren der Mei-

nung, dass wir hier die Planungshoheit der Kommunen wahren sollten, dies aber mit 

dem Appell verbinden, dass solche Satzungen, die früher einmal erlassen wurden und 

heute nicht mehr zeitgemäß sind, durchaus korrigiert werden sollten, wenn das mit dem 

Denkmalschutz und der Stadtsilhouette vereinbar ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU und des Abgeordneten Tobias Thalhammer 

(FDP))

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:  Danke schön, Herr Kollege Dr. Bernhard.

Als Nächster hat Herr Kollege Dr. Wengert das Wort.

Dr. Paul Wengert (SPD):  Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich kann mich etwas kürzer fassen, weil Kollege Dr. Bernhard schon sehr viele Details 

vorgetragen hat.
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Der Gesetzentwurf der Staatsregierung enthält redaktionelle Änderungen der betroffe-

nen Gesetze, sinnvolle Klarstellungen und Anpassungen. Missverständliche Formulie-

rungen in den bisherigen Gesetzestexten werden beseitigt, zum Beispiel auch 

hinsichtlich der Abstandsflächen in Artikel 6 der BayBO oder Artikel 48 im Hinblick auf 

die Härtefallregelungen. Wir begrüßen natürlich auch den jetzt eingeflossenen verein-

fachten Sprachgebrauch.

Der Gesetzentwurf versucht zudem, auf die zwischenzeitlich ergangene Rechtspre-

chung zu reagieren, Lücken zu schließen, die in gerichtlichen Verfahren zutage gefördert 

wurden, und damit Ansatzpunkte für Auslegungsdiskussionen zu beseitigen. Damit wird 

sowohl den Bauwerbern als auch den Genehmigungsbehörden gedient.

Mit dem Gesetzentwurf wird die EU-Dienstleistungsrichtlinie umgesetzt, auch dies wurde 

bereits ausgeführt. Die zunächst erhobenen Einwendungen der Ingenieurkammer im 

Hinblick auf die Bauvorlageberechtigung konnten durch eine entsprechende Klarstellung 

zu Artikel 61 Absatz 5 beseitigt werden.

Der Gesetzentwurf der Staatsregierung führt zu keinen essenziellen materiell-rechtli-

chen Änderungen, insbesondere zu keinen Veränderungen, die eine größere politische 

Diskussion auslösen müssten. Allerdings wird es eine Veränderung geben bei der um-

fangreicheren Beteiligung der Nachbarn nach Artikel 66 der Bayerischen Bauordnung. 

Der Nachbarbegriff hängt natürlich immer von der Perspektive des Betroffenen ab, und 

die Vergrößerung des Kreises möglicher Beeinträchtigter durch Emissionen verfolgt na-

türlich das Ziel, Rechtssicherheit für den Bauwerber herzustellen. Wir dürfen nicht 

vergessen, dass die von Grundstücken ausgehenden Emissionen heute andere sind, 

als das früher der Fall war. Insofern ist die Intention der Neufassung des Artikels 66 

durchaus nachvollziehbar und sachgerecht, wenngleich damit der Kreis der Einspruchs-

berechtigten größer wird und damit wohl auch die Zahl der zu gewärtigenden Einsprüche 

zunehmen dürfte.
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Dem Gesetzentwurf der Staatsregierung und auch dem einschlägigen Änderungsantrag 

werden wir zustimmen. Der Änderungsantrag der CSU und FDP regelt im Wesentlichen 

die Verfahrensfreiheit bei bestimmten kleineren bzw. unsichtbaren energetischen Sa-

nierungsmaßnahmen. Eine Genehmigungspflicht für nicht sichtbare energetische Sa-

nierungen an der Dachhaut bei gleichzeitiger Genehmigungsfreiheit für solche 

Maßnahmen an den Außenwänden wäre in der Tat nicht logisch und für den Bauwerber 

schwer nachvollziehbar.

Der Änderungsantrag der CSU- und der FDP-Fraktion ist wohl der Tatsache geschuldet, 

dass zwischen der Einbringung des Gesetzentwurfs der Staatsregierung und der Bera-

tung im Parlament doch geraume Zeit vergangen ist und noch Nachbesserungsbedarf 

seitens der Staatsverwaltung erkannt wurde.

Dem Antrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN können wir, auch wenn 

das materielle Anliegen, nämlich die Förderung der Solarthermie und der Photovoltaik, 

grundsätzlich richtig ist, nach einer entsprechenden Güterabwägung leider nicht zustim-

men, weil der Änderungsantrag doch einen starken Eingriff in die kommunale Entschei-

dungs- und Gestaltungsfreiheit darstellt. Es wird vom Staat schon genug in die Städte 

und Gemeinden hinein- und durchregiert, sodass wir hier nicht einen weiteren solchen 

Fall gesetzlich normieren möchten. Wir werden uns daher der Stimme enthalten wie 

bereits im federführenden Wirtschaftsausschuss und in den mitberatenden Ausschüs-

sen.

Die Änderung des Denkmalschutzgesetzes schließlich führt zu einer Verfahrensverein-

fachung und zu einer Bündelung von bisher drei Erlaubnissen in einer denkmalschutz-

rechtlichen Erlaubnis. Es besteht also keine Gefahr, dass der Denkmalschutz gefährdet 

wird. Wir sind diesbezüglich immer sehr hellhörig und vorsichtig, damit dem Denkmal-

schutz ausreichend Rechnung getragen wird. Hier besteht keine Gefahr, sondern es 

handelt sich um eine Vereinfachung im Interesse auch der Genehmigungsbehörde, ins-

besondere aber der Bauwerber. Deswegen können wir dieser Änderung zustimmen.
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(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:  Als nächster Redner hat Herr Kollege Glauber 

das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Thorsten Glauber (FW):  Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Dr. Ot-

mar Bernhard und Herr Dr. Wengert haben das Thema im Prinzip ausführlich beleuchtet. 

Lassen Sie mich dazu nur fünf Sätze sagen. Zunächst komme ich zum Gesetzentwurf 

der GRÜNEN auf Drucksache 16/71 zur Änderung der Bayerischen Bauordnung. So-

wohl die Photovoltaik als auch die Solarthermie erfreuen sich zunehmender Beliebtheit. 

Es ist deshalb verständlich, diesen Gesetzentwurf einzubringen, jedoch beschneidet er 

zu sehr die bauleitplanerische Hoheit der Kommunen. Wir sind der Meinung, dass die 

Kommunen angehalten sein müssen, in der Bauleitplanung ihre Bauleitpläne fortzu-

schreiben und damit diesen Themen gerecht zu werden.

Zum Gesetzentwurf auf Drucksache 16/375 und dem Änderungsantrag auf Drucksache 

16/1351 - da geht es um die Änderung der Bayerischen Bauordnung und des Baukam-

merngesetzes - ist von beiden Rednern alles ausgeführt worden. Hierzu möchte ich 

erwähnen, dass es erfreulich ist, dass die Sorge, die die Ingenieurekammer-Bau vorge-

tragen hat, die Berufsbezeichnung Ingenieur bzw. Ingenieurin aufzunehmen, sehr wich-

tig war. Wir werden schauen, dass wir in einer weiteren Novellierung die Pflichtmitglied-

schaft für Ingenieure verankern. Den Gesetzentwurf der GRÜNEN zur Änderung der 

Bayerischen Bauordnung werden wir ablehnen, dem Gesetzentwurf der Staatsregierung 

und dem Änderungsantrag werden wir zustimmen.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:  Als nächster Redner hat Herr Kollege Thal-

hammer das Wort. Bitte schön.

Tobias Thalhammer (FDP):  Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Wir 

haben heute zwei Tagesordnungspunkte gemeinsam zu behandeln. Alle meine Vorred-
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ner haben sich auf den trockenen Teil - das Recht - konzentriert. Ich werde mich vor 

allem auf den anderen, den lebhafteren Teil konzentrieren, nämlich auf die Solartech-

nologie. Da die GRÜNEN, obwohl sie den Antrag eingebracht haben und ihnen, wie ich 

glaube, der Antrag wichtig ist, auf einen Redebeitrag - das ist bemerkenswert - verzich-

ten, werde ich seitens der FDP eine kleine Lobeshymne auf die Solartechnologie singen.

(Zurufe von den GRÜNEN)

Die FDP steht der Oppositionspartei der GRÜNEN stets mit Rat und Tat zur Seite. Sie 

ist großherzig und hilfsbereit. Demzufolge nehme ich mich jetzt des Themas der Solar-

energie an. - Eines ist klar: Die FDP ist pro Solar. Wir begrüßen zum einen Großprojekte 

wie das aktuelle Projekt Desertec, wir begrüßen aber auch, dass kleine Häuslebauer vor 

Ort ihren Beitrag zur Gewinnung erneuerbarer Energien leisten. Wir begrüßen sehr, dass 

gerade in Bayern ein unglaublich starkes Interesse an der Solartechnologie herrscht. Im 

Mai dieses Jahres war die Messe Intersolar hier in München ein herausragendes Ereig-

nis. Es gab knapp 1.500 Aussteller und über 60.000 Besucher. Es ist schön, dass hier 

in Bayern unser Energiespender Sonne eine solche Wertschätzung erfährt.

Die Aufgabe der Politik ist es nun, zur Unterstützung die entscheidenden Rahmenbe-

dingungen zu setzen. Der Gesetzentwurf des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN ist gut 

gemeint, er schießt aber leider über das Ziel hinaus. Deshalb müssen wir ihn ablehnen. 

Zur Begründung: Die FDP ist prinzipiell für einen Staatsaufbau von unten nach oben. 

Die FDP steht zur kommunalen Planungshoheit; denn vor Ort kennt man sich einfach 

besser aus, vor Ort kann man besser entscheiden, und vor Ort erkennt man besser 

Hemmnisse, die sich beispielsweise durch den Denkmalschutz ergeben. Nichtsdesto-

weniger wollen wir Gespräche mit den kommunalen Spitzenverbänden forcieren, um die 

eine oder andere Entscheidung, die vor Ort fällt, zu reflektieren und um weiter für die 

Solarenergie zu sensibilisieren.

Alle anderen Vorredner haben sich auf den Tagesordnungspunkt 15 gestürzt. Auch wir 

von der FDP stimmen dem Gesetzentwurf der Staatsregierung zu. Es handelt sich um 
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eine Klarstellung und um eine Eins-zu-eins-Umsetzung der Europäischen Dienstlei-

stungsrichtlinie bei voller Ausschöpfung unserer Gestaltungsmöglichkeiten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:  Als letzter Redner hat nun Herr Staatssekre-

tär Dr. Weiß das Wort. Bitte schön, Herr Dr. Weiß.

Staatssekretär Dr. Bernd Weiß (Innenministerium):  Herr Präsident, Kolleginnen und 

Kollegen! Wir befassen uns heute gleich mit zwei Gesetzentwürfen, die die Änderung 

der Bayerischen Bauordnung zum Gegenstand haben. Zum einen ist über den Gesetz-

entwurf der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN abzustimmen, der darauf 

abzielt, gemeindliche Satzungen, die Solaranlagen ver- bzw. behindern, im Interesse 

des Klimaschutzes und der Erzeugung regenerativer Energien künftig generell auszu-

schließen. So sehr ich und die gesamte Staatsregierung die Intention des Gesetzent-

wurfes, nämlich die Förderung regenerativer Energien, begrüßen, so ist doch der von 

der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN vorgeschlagene Weg unseres Erach-

tens nicht richtig.

Es ist bereits mehrfach die kommunale Selbstverwaltung angesprochen worden. Ferner 

ist in diesem Zusammenhang richtig erwähnt worden, dass vor Ort am gescheitesten 

und am angemessensten entschieden werden kann. Die Schutzwürdigkeit und die 

Schutzbedürftigkeit der örtlichen Dachlandschaften lassen sich nicht derart pauschal 

und ausnahmslos bewerten, wie es der Gesetzentwurf der GRÜNEN vorsieht. Die Ge-

meinden vor Ort können am besten beurteilen, wann eine Gestaltungssatzung mit 

welchem Inhalt erforderlich ist. Die Freiheit der Gemeinden sollten wir in diesem Punkt 

nicht beschränken. Im Übrigen gibt es einen wesentlich besseren, weil differenzierteren 

Weg, die Intention des Gesetzentwurfs zu erreichen. Die meisten Ortsgestaltungssat-

zungen, die Solaranlagen beschränken, stammen nämlich aus einer Zeit, als den 

Gemeinden die Bedeutung des Klimaschutzes bei ihrer Rechtsetzung noch nicht so be-

wusst war. Restriktive Satzungen sollten daher von den Gemeinden im Lichte der 
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aktuellen Klimadiskussion überdacht werden. Vor diesem Hintergrund beabsichtigen wir, 

bei den betroffenen kommunalen Spitzenverbänden die Bildung einer gemeinsamen 

Arbeitsgruppe mit dem Ziel anzuregen, Leitlinien für die Handhabung der vorhandenen 

Regelungsmöglichkeiten zu erarbeiten. Ich bitte daher, den Gesetzentwurf der GRÜNEN 

abzulehnen.

Zum anderen liegt der Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung der Bayeri-

schen Bauordnung, des Baukammerngesetzes und des Denkmalschutzgesetzes vor. 

Dieser Entwurf dient primär der Umsetzung der Europäischen Dienstleistungsrichtlinie, 

die bis zum Ende des Jahres zu erfolgen hat. Die Anpassungen der Gesetze beschrän-

ken sich dabei auf das unerlässlich Notwendige. So werden im Baukammerngesetz etwa 

bestimmte Informationspflichten der Dienstleistungsrichtlinie verankert, und das berufs-

gerichtliche Verfahren wird nach europarechtlichen Vorgaben ausgestaltet. Im Wesent-

lichen geht es bei der Umsetzung der Richtlinie in dem Gesetzentwurf aber um die 

Bauvorlage- und Nachweisberechtigung der Bayerischen Bauordnung. Hier werden 

nicht nur die erforderlichen Verfahrensregeln, insbesondere eine Genehmigungsfrist und 

eine Genehmigungsfiktion, durch Verweis auf das Verwaltungsverfahrensgesetz aufge-

nommen - wir haben heute bereits darüber abgestimmt -, auch die Berechtigung für 

Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten zur Erstellung der Bauvorlagen und der bau-

technischen Nachweise wird nun entsprechend der Dienstleistungsrichtlinie geregelt.

Durch die Neuregelung wird einerseits sichergestellt, dass die Bauvorlage- und Nach-

weisberechtigten weiterhin eine der hohen Verantwortung dieser Tätigkeit entsprechen-

de Qualifikation aufweisen; andererseits werden europarechtlich unzulässige Mehrfach-

prüfungen der Berechtigung vermieden. Daneben enthält der Gesetzentwurf zahlreiche 

redaktionelle Klarstellungen und Änderungen, von denen insbesondere diejenigen zu 

den Abstandsflächen von besonderer Bedeutung sind, auf die ich an dieser Stelle nur 

kurz hinweisen möchte.

Schließlich sollen auch bei Baudenkmälern die Verfahren weiter gebündelt und damit 

für die Bauherren einfacher werden. Bei Baudenkmälern müssen vermehrt denkmalty-
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pische Bauprodukte verwendet werden, die nationalen Normen nicht entsprechen bzw. 

die nicht von harmonisierten europäischen Normen erfasst sind. Die Maßnahmen be-

dürfen daher nicht nur der denkmalschutzrechtlichen Erlaubnis, sondern auch einer 

bauproduktrechtlichen Zustimmung im Einzelfall. Gegebenenfalls muss auch eine Ab-

weichung von materiell-rechtlichen Anforderungen des Bauordnungsrechts genehmigt 

werden. Dieses Nebeneinander von drei behördlichen Zulassungsentscheidungen ist 

sehr aufwendig. Da der Schwerpunkt bei derartigen Veränderungen in den fachspezifi-

schen Anforderungen des Denkmalschutzrechts liegt, werden diese drei Verfahren in 

der denkmalschutzrechtlichen Erlaubnis gebündelt, in deren Rahmen alle einschlägigen 

materiell-rechtlichen Anforderungen geprüft werden.

Dieser Gesetzentwurf setzt nicht nur die Dienstleistungsrichtlinie um. Er dient auch einer 

weiteren Vereinfachung der Verfahren, der Rechtssicherheit und der Anwenderfreund-

lichkeit der Bayerischen Bauordnung. Ich bitte daher um Zustimmung.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:  Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die 

Tagesordnungspunkte wieder getrennt.

Ich lasse zunächst über den Tagesordnungspunkt 14 abstimmen. Der Abstimmung lie-

gen der Initiativgesetzentwurf auf Drucksache 16/71 und die Beschlussempfehlung mit 

Bericht des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Tech-

nologie auf Drucksache 16/1722 zugrunde. Der federführende Ausschuss für Wirtschaft, 

Infrastruktur, Verkehr und Technologie empfiehlt die Ablehnung des Gesetzentwurfs.

Wer dagegen dem Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - 

Das ist die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? - Das sind 

die Fraktionen der CSU, der FDP und der Freien Wähler. Stimmenthaltungen? - Das ist 

die SPD-Fraktion. Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.
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Nun kommen wir zur Abstimmung über den Tagesordnungspunkt 15. Der Abstimmung 

liegen der Gesetzentwurf auf Drucksache 16/375, der Änderungsantrag auf Drucksa-

che 16/1351 und die Beschlussempfehlung mit Bericht des federführenden Ausschusses 

für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie auf Drucksache 16/1817 zugrun-

de.

Der federführende Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie 

empfiehlt Zustimmung mit der Maßgabe von Änderungen. Der Ausschuss für Verfas-

sung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz stimmte bei seiner Endberatung 

der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu, allerdings mit der Maß-

gabe von weiteren Änderungen. Im Einzelnen verweise ich auf die Drucksache 16/1817.

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endberatenden Ausschusses für Verfas-

sung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz zustimmen will, den bitte ich um 

das Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der CSU, der FDP, der Freien Wähler, der 

SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? - Ich sehe keine. 

Stimmenthaltungen? - Auch keine. Dann ist der Gesetzentwurf so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen. - Widerspruch erhebt sich dagegen nicht.

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endberatenden Ausschusses für Verfas-

sung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz seine Zustimmung geben will, 

den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Das sind die Fraktionen der CSU, der FDP, 

der Freien Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? 

- Sehe ich nicht. Stimmenthaltungen? - Sehe ich auch nicht. Dann ist der Gesetzentwurf 

so beschlossen. Der Titel des Gesetzes lautet: "Gesetz zur Änderung der Bayerischen 

Bauordnung, des Baukammerngesetzes und des Denkmalschutzgesetzes".

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben beschlossenen Fassung hat der 

Änderungsantrag auf Drucksache 16/1351 seine Erledigung gefunden.
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Damit schließe ich die Sitzung für heute. Ich wünsche Ihnen allen einen schönen Abend 

beim Sommerempfang der Landtagspräsidentin im Schloss Schleißheim, vor allem kei-

nen Regen oder sonstige unangenehme Überraschungen. Alles Gute! Die Sitzung ist 

geschlossen.

(Schluss: 17.15 Uhr)
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